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I

(Mitteilungen)

RAT

GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 25/95

vom Rat festgelegt am 23 . Oktober 1995

im Hinblick auf den Erlaß der Verordnung (EG ) Nr. . . ./95 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom . . . über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten

( 95/C 320/01 )

Lebensmittelzusatzstoffe , Aromen zur Verwendung in
Lebensmitteln und Extraktionslösungsmittel, die anderen
Gemeinschaftsvorschriften» unterliegen, fallen nicht in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung .

Es sollten geeignete Maßnahmen vorgesehen werden für
das Inverkehrbringen neuartiger Lebensmittel oder neuar­
tiger Lebensmittelzutaten, die aus Pflanzensorten gewon­
nen worden sind, für die die Richtlinie 70/457/EWG des
Rates vom 29 . September 1970 über einen gemeinsamen
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten ( 4 )
und die Richtlinie 70/458/EWG des Rates vom 29 . Sep­
tember 1970 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut ( 5 )
gelten .

Von Lebensmitteln oder Lebensmittelzutaten , die gene­
tisch veränderte Organismen enthalten oder aus solchen
bestehen , können Gefahren für die Umwelt ausgehen . Die
Richtlinie 90/220/EWG des Rates vom 23 . April 1990
über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter
Organismen in die Umwelt ( 6 ) schreibt vor, daß für
derartige Erzeugnisse stets eine Prüfung der Umweltver­
träglichkeit durchzuführen ist , um die Umweltsicherheit
zu gewährleisten . Um für die Prüfung eines Erzeugnisses
ein vereinheitlichtes Gemeinschaftsverfahren einzuführen,
müssen in die vorliegende Verordnung Regeln für eine
besondere Prüfung der Umweltverträglichkeit aufgenom­
men werden, die im Einklang mit dem Verfahren nach
Artikel . 10 der Richtlinie 90/220/EWG den in der letzte­
ren Richtlinie genannten Kriterien entsprechen müssen
und die zusammen mit der Beurteilung eines Erzeugnisses

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Unterschiede zwischen den einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften über neuartige Lebensmittel oder neuartige
Lebensmittelzutaten können den freien Verkehr mit
Lebensmitteln behindern . Sie können zu ungleichen Wett­
bewerbsbedingungen führen und dadurch das Funktionie­
ren des Gemeinsamen Marktes unmittelbar beeinträchti­
gen .

Zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ist dafür Sorge
zu tragen, daß neuartige Lebensmittel und neuartige
Lebensmittelzutaten einer einheitlichen Sicherheitsprüfung
in einem Gemeinschaftsverfahren unterliegen, bevor sie in
der Gemeinschaft in den Verkehr gebracht werden . Für
neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzuta­
ten , die den bestehenden Lebensmitteln und Lebensmittel­
zutaten im wesentlichen gleichwertig sind , sollte ein ver­
einfachtes Verfahren vorgesehen werden .

(') ABl . Nr . C 190 vom 29 . 7 . 1992, S. 3 .
( 2 ) ABl . Nr . C 108 vom 19 . 4 . 1993 , S. 8 .

( 4 ) ABl . Nr . L 225 vom 12 . 10 . 1970 , S. 1 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 90/654/EWG (ABl . Nr . L 353
vom 17 . 12 . 1990, S. 48 ).

( 5 ) ABl . Nr . L 225 vom 12 . 10 . 1970, S. 7 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 90/654/EWG (ABl . Nr . L 353
vom 17. 12 . 1990, S. 48 ).

( 6 ) ABl . Nr . L 117 vom 8 . 5 . 1990, S. 15 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 94/15/EG (ABl . Nr . L 103 vom
22 . 4 . 1994 , S. 20 .

( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom . . . ( noch
nicht im Amtsblatt veröffentlicht ), gemeinsamer Standpunkt
des Rates vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht )
und Beschluß des Europäischen Parlaments vom . . . ( noch
nicht im Amtsblatt veröffentlicht ).
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in nennenswertem Umfang für den menschlichen Verzehr
verwendet wurden und die unter nachstehende Gruppen
von Erzeugnissen fallen :

a ) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die genetisch
veränderte Organismen im Sinne der Richtlinie 90/
220/EWG enthalten oder aus solchen bestehen;

b ) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die aus gene­
tisch veränderten Organismen hergestellt wurden, sol­
che jedoch nicht enthalten;

c ) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten mit neuer oder
gezielt modifizierter primärer Molekularstruktur;

d ) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die aus Mikro­
organismen, Pilzen oder Algen bestehen oder aus
diesen isoliert worden sind;

e ) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die aus Pflan­
zen bestehen oder aus Pflanzen isoliert worden sind ,
und aus Tieren isolierte Lebensmittelzutaten, außer
Lebensmittel oder Lebensmittelzutaten, die mit her­
kömmlichen Vermehrungs- oder Zuchtmethoden ge­
wonnen wurden und die erfahrungsgemäß als unbe­
denkliche Lebensmittel gelten können;

f) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, bei deren Her­
stellung ein nicht übliches Verfahren angewandt wor­
den ist und bei denen dieses Verfahren eine bedeu­
tende Veränderung ihrer Zusammensetzung oder der
Struktur der Lebensmittel oder der Lebensmittelzuta­
ten bewirkt hat, was sich auf ihren Nährwert, ihren
Stoffwechsel oder auf die Menge unerwünschter
Stoffe im Lebensmittel auswirkt .

( 3 ) Gegebenenfalls kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 13 festgelegt werden, ob ein Lebensmittel oder eine
Lebensmittelzutat unter Absatz 2 dieses Artikels fällt .

im Hinblick auf seine Eignung als Lebensmittel oder
Lebensmittelzutat anzuwenden sind .

Der durch den Beschluß 74/234/EWG ( ] ) eingesetzte Wis­
senschaftliche Lebensmittelausschuß muß zu jeder Ent­
scheidung über Lebensmittel oder Lebensmittelzutaten
gehört werden, die für die öffentliche Gesundheit von
Bedeutung sein könnten .

Die Bestimmungen der Richtlinie 89/397/EWG des Rates
vom 14 . Juni 1989 über die amtliche Lebensmittelüber­
wachung ( 2 ) und der Richtlinie 93/99/EWG des Rates
vom 29 . Oktober 1993 über zusätzliche Maßnahmen im
Bereich der amtlichen Lebensmittelüberwachung ( 3 ) fin­
den auf neuartige Lebensmittel oder neuartige Lebensmit­
telzutaten Anwendung.

Unbeschadet der übrigen Anforderungen in gemeinschaft­
lichen Rechtsvorschriften an die Etikettierung von
Lebensmitteln sind zusätzliche spezifische Etikettierungs­
anforderungen festzulegen . Diese Anforderungen müssen
in präzis formulierten Vorschriften geregelt werden,
damit sichergestellt ist , daß dem Verbraucher die notwen­
digen Informationen zur Verfügung stehen . Es ist zu
gewährleisten , daß bestimmte Bevölkerungsgruppen mit
festen Ernährungsgewohnheiten über Stoffe, die in beste­
henden gleichwertigen Lebensmitteln nicht vorhanden
sind und gegen die ethische Vorbehalte in dieser Bevölke­
rungsgruppe bestehen, informiert werden . Im Bereich der
Etikettierung stellt die Unterrichtung des Verbrauchers
über vorhandene genetisch veränderte Organismen im
Sinne der Richtlinie 90/220/EWG, wenn es sich nicht
lediglich um eine Veränderung der agronomischen Merk­
male handelt , eine zusätzliche Anforderung für Lebens­
mittel oder Lebensmittelzutaten nach dieser Verordnung
dar.

Im Rahmen dieser Verordnung sollte ein Verfahren
geschaffen werden, mit dem eine enge Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission inner­
halb des durch den Beschluß 69/414/EWG (4 ) eingesetzten
Ständigen Lebensmittelausschusses eingeführt wird — Artikel 2

Diese Verordnung gilt nicht für
HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

a ) Lebensmittelzusatzstoffe, die unter die Richtlinie 89/
107/EWG des Rates vom 21 . Dezember 1988 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über Zusatzstoffe , die in Lebensmitteln verwendet
werden dürfen ( 5 ), fallen;

b ) Aromen zur Verwendung in Lebensmitteln, die unter
die Richtlinie 88/388/EWG des Rates vom 22 . Juni
1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Aromen zur Verwendung in
Lebensmitteln und über Ausgangsstoffe für ihre Her­
stellung ( 6 ) fallen;

( 1 ) In dieser Verordnung ist das Inverkehrbringen neu­
artiger Lebensmittel und neuartiger Lebensmittelzutaten
in der Gemeinschaft geregelt .

( 2 ) Diese Verordnung findet Anwendung auf das
Inverkehrbringen von Lebensmitteln und Lebensmittelzu­
taten in der Gemeinschaft, die in dieser bisher noch nicht

H ABl . Nr. L 136 vom 20 . 5 . 1974, S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr . L 186 vom 30 . 6 . 1989 , S. 23 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtline 93/99/EWG (ABl . Nr . L 290
vom 24 . 11 . 1993 , S. 14 ).

( 5 ) ABl . Nr . L 40 vom 11 . 2 . 1989 , S. 27. Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 94/34/EG (ABl . Nr . L 237 vom
10 . 9 . 1994, S. 1 ).

( 6 ) ABl . Nr . L 184 vom 15 . 7 . 1988 , S. 61 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 91 /71 /EWG (ABl . Nr . L 42
vom 15 . 2 . 1991 , S. 25 ).

( 3 ) ABl . Nr . L 290 vom 24 . 11 . 1993 , S. 14 .
( 4 ) ABl . Nr . L 291 vom 19 . 11 . 1969 , S. 9 .
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c ) Extraktionslösungsmittel zur Herstellung von Lebens­
mitteln, die unter die Richtlinie 88/344/EWG des
Rates vom 13 . Juni 1988 zur Angleichung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über Extraktions­
lösungsmittel , die bei der Herstellung von Lebens­
mitteln und Lebensmittelzutaten verwendet wer­
den ( M , fallen .

zwecks und ihres Gehalts an unerwünschten Stoffen den
bestehenden Lebensmitteln und Lebensmittelzutaten im
wesentlichen gleichwertig sind .

Gegebenenfalls kann nach dem Verfahren des Artikels 13
festgelegt werden, ob ein Lebensmittel oder eine Lebens­
mittelzutat unter diesen Absatz fällt .

Artikel 3 Artikel 4

( 1 ) Die Person, die für das Inverkehrbringen des
Erzeugnisses in der Gemeinschaft verantwortlich ist ( im
folgenden „der Antragsteller" genannt), unterbreitet dem
Mitgliedstaat, in dem das Erzeugnis erstmals in den
Verkehr gebracht werden soll , einen Antrag . Gleichzeitig
übermittelt sie der Kommission eine Antragskopie .

( 2 ) Die Erstprüfung gemäß Artikel 6 wird durchge­
führt .

Nach Abschluß des Verfahrens des Artikels 6 Absatz 4
unterrichtet der in Absatz 1 bezeichnete Mitgliedstaat
unverzüglich den Antragsteller darüber, daß

— er das Lebensmittel oder die Lebensmittelzutat in den
Verkehr bringen darf, wenn die ergänzende Prüfung
nach Artikel 6 Absatz 3 nicht erforderlich und gemäß
Artikel 6 Absatz 4 kein begründeter Einwand erhoben
worden ist, oder

— eine Entscheidung über die Genehmigung gemäß Arti­
kel 7 erforderlich ist .

( 3 ) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission den
Namen und die Anschrift der zuständigen Stellen in
seinem Hoheitsgebiet mit, die für die Ausarbeitung der
Berichte über die Erstprüfung gemäß Artikel 6 Absatz 2
verantwortlich sind .

( 4 ) Vor Inkrafttreten dieser Verordnung veröffentlicht
die Kommission Empfehlungen zu den wissenschaftlichen
Aspekten

— der zur Antragstellung erforderlichen Informationen
sowie ihrer Aufmachung,

— der Erstellung der Berichte über die Erstprüfung
gemäß Artikel 6 .

( 5 ) Etwaige Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 13
erlassen .

( 1 ) Lebensmittel oder Lebensmittelzutaten, die unter
diese Verordnung fallen , dürfen

— keine Gefahr für den Verbraucher darstellen ;

— keine Irreführung des Verbrauchers bewirken;

— sich von vergleichbaren Lebensmitteln oder Lebens­
mittelzutaten, die sie ersetzen sollen, nicht so unter­
scheiden, daß ihr normaler Verzehr Ernährungsmän­
gel für den Verbraucher mit sich brächte .

( 2 ) Im Hinblick auf das Inverkehrbringen der unter
diese Verordnung fallenden Lebensmittel und Lebensmit­
telzutaten in der Gemeinschaft finden die Verfahren der
Artikel 4 , 6 , 7 und 8 anhand der in Absatz 1 dieses
Artikels festgelegten Kriterien und der in diesen Artikeln
erwähnten sonstigen relevanten Faktoren Anwendung.

Was jedoch die Lebensmittel oder Lebensmittelzutaten im
Sinne dieser Verordnung anbelangt, die aus Pflanzensor­
ten gewonnen worden sind, für die die Richtlinien 70/
457/EWG und 70/45 8/EWG gelten, so wird die Genehmi­
gungsentscheidung im Sinne des Artikels 7 dieser Verord­
nung im Rahmen der in diesen Richtlinien vorgesehenen
Verfahren getroffen , sofern dabei die in dieser Verord­
nung festgelegten Prüfungsgrundsätze sowie die in
Absatz 1 dieses Artikels genannten Kriterien berücksich­
tigt werden; eine Ausnahme hiervon bilden die Bestim­
mungen für die Etikettierung dieser Lebensmittel oder
Lebensmittelzutaten , die gemäß Artikel 8 nach dem Ver­
fahren des Artikels 13 festgelegt werden .

( 3 ) Absatz 2 gilt nicht für Lebensmittel und Lebens­
mittelzutaten im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe
b ), wenn der für die Herstellung des Lebensmittels und
der Lebensmittelzutat verwendete genetisch veränderte
Organismus gemäß dieser Verordnung in Verkehr
gebracht wird .

( 4 ) Abweichend von Absatz 2 gilt das Verfahren des
Artikels 5 für Lebensmittel oder Lebensmittelzutaten im
Sinne des Artikels 1 Absatz 2 Buchstaben b ), d ) und e ),
die nach den verfügbaren und allgemein anerkannten
wissenschaftlichen Befunden oder aufgrund einer Stel­
lungnahme einer der in Artikel 4 Absatz 3 genannten
zuständigen Stellen hinsichtlich ihrer Zusammensetzung,
ihres Nährwerts, ihres Stoffwechsels , ihres Verwendungs­

Artikel 5

Bei den Lebensmitteln oder Lebensmittelzutaten im Sinne
des Artikels 3 Absatz 4 unterrichtet der Antragsteller die
Kommission über das Inverkehrbringen . Dieser Mittei­
lung sind die zweckdienlichen Angaben nach Artikel 3
Absatz 4 beigefügt . Die Kommission übermittelt den
Mitgliedstaaten innerhalb von 60 Tagen eine Kopie dieser

(') ABl . Nr . L 157 vom 24 . 6 . 1988 , S. 28 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 94/52/EG (ABl . Nr . L 331 vom
21 . 12 . 1994, S. 10 ).
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Artikel 7Mitteilung sowie auf Anfrage eines Mitgliedstaats eine
Kopie der genannten zweckdienlichen Angaben . Die
Kommission veröffentlicht jährlich eine Zusammenfas­
sung dieser Mitteilungen im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften , Serie C.

Artikel 6

( 1 ) Ist gemäß Artikel 6 Absatz 3 eine ergänzende
Prüfung erforderlich oder wird gemäß Artikel 6 Absatz 4
ein Einwand erhoben, so wird eine Entscheidung über die
Genehmigung nach dem Verfahren des Artikels 13 getrof­
fen .

( 2 ) Bei dieser Entscheidung wird der Geltungsbereich
der Genehmigung und gegebenenfalls folgendes vorge­
schrieben :

— die Bedingungen für die Verwendung des Lebensmit­
tels oder der Lebensmittelzutat;

— die Bezeichnung des Lebensmittels oder der Lebens­
mittelzutat sowie seine/ihre Merkmale;

— die spezifischen Etikettierungsanforderungen gemäß
Artikel 8 .

( 3 ) Die Kommission unterrichtet den Antragsteller
unverzüglich über die getroffene Entscheidung . Die Ent­
scheidungen werden im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht .

Artikel 8

( 1 ) Der Antrag gemäß Artikel 4 Absatz 1 enthält die
erforderlichen Angaben, einschließlich einer Kopie der
durchgeführten Studien, und alle sonstigen Elemente,
anhand deren nachgewiesen werden kann, daß das
Lebensmittel oder die Lebensmittelzutat den Kriterien
gemäß Artikel 3 Absatz 1 entspricht, sowie einen ange­
messenen Vorschlag für die Aufmachung und Etikettie­
rung des Lebensmittels oder der Lebensmittelzutat ent­
sprechend den Anforderungen des Artikels 8 . Ferner ist
dem Antrag eine Zusammenfassung des Antragsdossiers
beizufügen .

( 2 ) Nach Eingang des Antrags sorgt der in Artikel 4
Absatz 1 bezeichnete Mitgliedstaat dafür, daß eine
Erstprüfung durchgeführt wird . Dazu teilt er entweder
der Kommission den Namen der mit der Ausarbeitung
des Berichts über die Erstprüfung beauftragten zuständi­
gen Lebensmittelprüfstelle mit oder ersucht die Kommis­
sion, in Absprache mit einem anderen Mitgliedstaat eine
der in Artikel 4 Absatz 3 genannten Prüfstellen mit der
Ausarbeitung eines solchen Berichts zu beauftragen .

Die Kommission leitet an die Mitgliedstaaten unverzüg­
lich eine Kopie der vom Antragsteller vorgelegten Zusam­
menfassung weiter und gibt ihnen den Namen der mit der
Erstprüfung beauftragten zuständigen Lebensmittelprüf­
stelle bekannt .

( 3 ) Innerhalb von drei Monaten nach Eingang des in
Übereinstimmung mit den Bedingungen des Absatzes 1
erstellten Antrags wird im Einklang mit den Empfehlun­
gen gemäß Artikel 4 Absatz 4 ein Bericht über die
Erstprüfung erstellt, aus dem hervorgeht, ob das Lebens­
mittel oder die Lebensmittelzutat einer ergänzenden Prü­
fung nach Artikel 7 zu unterziehen ist .

( 4 ) Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt den
Bericht der zuständigen Lebensmittelprüfstelle unverzüg­
lich der Kommission, die ihn an die übrigen Mitgliedstaa­
ten weiterleitet . Ein Mitgliedstaat oder die Kommission
kann innerhalb von 60 Tagen nach Vorlage des Berichts
durch die Kommission Bemerkungen übermitteln oder
einen begründeten Einwand gegen das Inverkehrbringen
des Lebensmittels oder der Lebensmittelzutat erheben .
Die Bemerkungen oder Einwände können auch die Auf­
machung oder Etikettierung des Lebensmittels oder der
Lebensmittelzutat betreffen .

Die Bemerkungen oder Einwände sind an die Kommis­
sion zu richten, die sie innerhalb der vorgenannten Frist
von 60 Tagen an die Mitgliedstaaten weiterleitet .

Auf Verlangen eines Mitgliedstaats übermittelt der
Antragsteller eine Kopie der mit dem Antrag vorgelegten
zweckdienlichen Informationen .

( 1 ) Unbeschadet der übrigen Anforderungen im Sinne
der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für die Etiket­
tierung von Lebensmitteln ist zur Unterrichtung der Ver­
braucher zusätzlich folgendes auf der Etikettierung anzu­
geben :

a ) alle einschlägigen Ernährungsmerkmale oder -eigen­
schaften, wie

— Zusammensetzung,

— Nährwert oder nutritive Wirkungen,

— Verwendungszweck des Lebensmittels,

wenn sich ein neuartiges Lebensmittel oder eine neu­
artige Lebensmittelzutat durch sie in signifikanter
Weise von bestehenden gleichwertigen Lebensmitteln
oder Lebensmittelzutaten unterscheidet .

In diesem Fall sind auf der Etikettierung diese verän­
derten Merkmale oder Eigenschaften sowie das Ver­
fahren, mit dem sie erzielt wurden, anzugeben;

b ) vorhandene Stoffe , die in bestehenden gleichwertigen
Lebensmitteln nicht vorhanden sind und die Gesund­
heit bestimmter Bevölkerungsgruppen beeinflussen
können;

c ) vorhandene Stoffe, die in bestehenden gleichwertigen
Lebensmitteln nicht vorhanden sind und gegen die
ethische Vorbehalte bestehen;

d ) vorhandene genetisch veränderte Organismen im
Sinne der Richtlinie 90/220/EWG, wenn es sich
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auf Inverkehrbringen für Erzeugnisse , die genetisch verän­
derte Organismen enthalten oder aus solchen bestehen,
werden die von der Gemeinschaft oder den Mitgliedstaa­
ten gemäß der Richtlinie 90/220/EWG eingesetzten Gre­
mien erforderlichenfalls von der Kommission oder den
Mitgliedstaaten konsultiert .

gemäß einer Entscheidung nach dem Verfahren des
Artikels 13 dieser Verordnung nicht lediglich um eine
Veränderung der agronomischen Merkmale handelt .

( 2 ) Gibt es keine gleichwertigen Lebensmittel oder
Lebensmittelzutaten, so werden gegebenenfalls geeignete
Bestimmungen erlassen, um sicherzustellen, daß der Ver­
braucher in angemessener Weise über die Art des Lebens­
mittels oder der Lebensmittelzutat informiert wird .

( 3 ) Etwaige Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel einschließlich derjenigen, in denen die agronomi­
schen Merkmale gemäß Absatz 1 Buchstabe d ) festgelegt
werden müssen, werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 13 erlassen .

Artikel 10

Durchführungsbestimmungen betreffend den Schutz von
Daten, die vom Antragsteller übermittelt werden, werden
nach dem Verfahren des Artikels 13 erlassen .

Artikel 11

Artikel 9
Der Wissenschaftliche Lebensmittelausschuß wird zu
allen unter diese Verordnung fallenden Fragen, die Aus­
wirkungen auf die öffentliche Gesundheit haben könnten,
gehört .

Artikel 12

( 1 ) Hat ein Mitgliedstaat aufgrund neuer Informatio­
nen oder infolge einer Neubewertung bestehender Infor­
mationen stichhaltige Gründe zu der Annahme, daß die
Verwendung von Lebensmitteln oder Lebensmittelzuta­
ten, die dieser Verordnung genügen, die menschliche
Gesundheit oder die Umwelt gefährdet, so kann er den
Handel und die Verwendung des betreffenden Lebensmit­
tels oder der Lebensmittelzutat in seinem Hoheitsgebiet
vorübergehend einschränken oder aussetzen . Er unterrich­
tet hiervon unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und
die Kommission unter Angabe der Gründe für seine
Entscheidung .

( 2 ) Die Kommission prüft im Rahmen des Ständigen
Lebensmittelausschusses so bald wie möglich die Gründe
im Sinne des Absatzes 1 und trifft nach dem Verfahren
des Artikels 13 geeignete Maßnahmen. Der Mitgliedstaat,
der die Entscheidung nach Absatz 1 getroffen hat, kann
sie bis zum Inkrafttreten dieser Maßnahmen aufrechter­
halten .

( 1 ) Wenn Lebensmittel oder Lebensmittelzutaten, die
in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen,
genetisch veränderte Organismen im Sinne von Artikel 2
Absätze 1 und 2 der Richtlinie 90/220/EWG enthalten
oder aus solchen bestehen, so sind die im Antrag auf
Inverkehrbringen nach Artikel 6 Absatz 1 erforderlichen
Angaben zu ergänzen durch

— eine Kopie der schriftlichen Zustimmung der zuständi­
gen Behörde zur absichtlichen Freisetzung genetisch
veränderter Organismen für Forschungs- und Ent­
wicklungszwecke gemäß Artikel 6 Absatz 4 der Richt­
linie 90/220/EWG, soweit eine solche Zustimmung
erforderlich ist , sowie die Ergebnisse der Freisetzun­
gen in bezug auf Risiken für die menschliche Gesund­
heit und die Umwelt;

— das vollständige technische Dossier mit den in Ar­
tikel 11 der Richtlinie 90/220/EWG verlangten
maßgeblichen Informationen und der aufgrund dieser
Informationen vorgenommenen Umweltverträglich­
keitsprüfung sowie die Ergebnisse von Untersuchun­
gen zu Forschungs- und Entwicklungszwecken bzw.
gegebenenfalls die Entscheidung über die Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen gemäß Teil C der
Richtlinie 90/220/EWG.

Die Artikel 11 bis 18 der Richtline 90/220/EWG finden
keine Anwendung auf Lebensmittel oder Lebensmittelzu­
taten, die genetisch veränderte Organismen enthalten
oder aus solchen bestehen .

( 2 ) Im Fall von Lebensmitteln oder Lebensmittelzuta­
ten, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung
fallen und genetisch veränderte Organismen enthalten
oder aus solchen bestehen, sind bei der in Artikel 7
genannten Entscheidung die Umweltsicherheitsanforde­
rungen gemäß der Richtlinie 90/220/EWG zu berücksich­
tigen, um sicherzustellen, daß alle geeigneten Maßnahmen
getroffen werden, um etwaige schädliche Auswirkungen
der absichtlichen Freisetzung von genetisch veränderten
Organismen auf die menschliche Gesundheit und die
Umwelt zu vermeiden . Während der Prüfung der Anträge

Artikel 13

( 1 ) Bei der Anwendung des in diesem Artikel festgeleg­
ten Verfahrens wird die Kommission von dem Ständigen
Lebensmittelausschuß, nachstehend „Ausschuß " genannt,
unterstützt .

( 2 ) Der Vorsitzende des Ausschusses befaßt diesen von
sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mitglied­
staats .

( 3 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen.
Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Ent­
wurf innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter
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Artikel 14

Spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verord­
nung übermittelt die Kommission dem Rat und dem
Europäischen Parlament im Lichte der gesammelten
Erfahrungen einen Bericht über die Durchführung der
Verordnung, gegebenenfalls zusammen mit geeigneten
Vorschlägen .

Artikel 15

Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehr­
heit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags
für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kom­
mission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der
Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Ver­
treter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Arti­
kel gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil .

( 4 ) a ) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maß­
nahmen, wenn sie mit der Stellungnahme des
Ausschusses übereinstimmen.

b ) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die
Kommission dem Rat unverzüglich einen Vor­
schlag für die zu treffenden Maßnahmen . Der Rat
beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten nach seiner Befassung keinen Beschluß
gefaßt, so werden die vorgeschlagenen Maßnah­
men von der Kommission erlassen .

Diese Verordnung tritt zwölf Monate nach dem Tag ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat .

Geschehen zu . . .

Im Namen des Im Namen des Rates

Europäischen Parlaments Der Präsident
Der Präsident
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINFUHRUNG

1 . Die Kommission hat dem Rat am 7. Juli 1992 auf der Grundlage von Artikel 100a des
Vertrags einen diesbezüglichen Verordnungsvorschlag vorgelegt ( 1 ).

2 . Im Anschluß an die Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 27. Oktober
1993 ( 2 ) hat die Kommission dem Rat einen geänderten Vorschlag unterbreitet ( 3 ).

3 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat seine Stellungnahme am 23 . Februar 1993
abgegeben ( 4 ).

4 . Am 23 . Oktober 1995 hat der Rat nach dem Verfahren des Artikels 189b Absatz 2 des
Vertrags einen gemeinsamen Standpunkt zu dem geänderten Vorschlag festgelegt .

II . ZIELSETZUNG

5 . Durch den Vorschlag sollen Evaluierungskriterien und -verfahren für das Inverkehr­
bringen von neuartigen Lebensmitteln , d . h . Lebensmitteln , die bisher noch nicht in
nennenswertem Umfang für den menschlichen Verzehr verwendet wurden, in der
Union festgelegt werden .

Der Vorschlag ist auf Unionsebene für den technischen Fortschritt der Land- und
Ernährungswirtschaft, für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts und für
den Schutz und die Information der Verbraucher von großer Bedeutung .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

6 . Der Text wurde im Verlauf der Beratungen erheblich geändert . Im gemeinsamen
Standpunkt wurden die Wünsche des Europäischen Parlaments in mehreren wichtigen
Punkten, die nachstehend allgemein dargelegt sind, berücksichtigt . Alle Änderungen,
die vom Rat am ursprünglichen Vorschlag vorgenommen wurden, sind von der
Kommission angenommen worden .

7. Der Geltungsbereich (Änderungen Nrn . 14 , 15 und 29 des Europäischen Parlaments )
wurde in Artikel 1 Absatz 2 im Vergleich zum ursprünglichen Vorschlag ausgedehnt
und präziser umrissen . Der Rat und die Kommission konnten jedoch einen Teil der
Änderung Nr . 15 nicht übernehmen, denn ihres Erachtens sollten Zusatzstoffe vom
Geltungsbereich der geplanten Verordnung ausgeschlossen werden, da für sie bereits
besondere Gemeinschaftsbestimmungen bestehen .

Ferner befinden sich die allgemeinen Kriterien für die Evaluierung der Erzeugnisse
gemäß den Änderungen Nrn . 19 und 30 des Europäischen Parlaments im verfügenden
Teil (Artikel 3 Absatz 1 ).

Im übrigen stellte der Rat fest, daß die Beziehung zwischen der vorliegenden Verord­
nung und den Gemeinschaftsbestimmungen für Saatgut, insbesondere hinsichtlich der
Evaluierungsverfahren und der Etikettierungsbestimmungen, deutlicher gemacht wer­
den muß (Artikel 3 Absatz 2 ).

8 . Im gemeinsamen Standpunkt wurden die Bestimmungen über die Verfahren der
Artikel 4 bis 7 für das Inverkehrbringen der in den Geltungsbereich der Verordnung
fallenden Erzeugnisse erheblich verbessert (Änderungen Nrn. 18 , 20 und 21 ). Es
handelt sich dabei vor allem um folgende Punkte :

a ) bessere und genauere Aufteilung der Aufgaben zwischen den Mitgliedstaaten und
der Kommission im Vergleich zum ursprünglichen Vorschlag;

(') ABl . Nr . C 190 vom 29 . 7 . 1992 , S. 3 .
( 2 ) ABl . Nr . C 315 vom 22 . 11 . 1993 , S. 139 .
( 3 ) ABl . Nr . C 16 vom 19 . 1 . 1994 , S. 10 .
( 4 ) ABl . Nr . C 108 vom 19 . 4 . 1993 .
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b ) breitere Veröffentlichung der Ergebnisse der Entscheidungen (Artikel 5 und 7 )
entsprechend der Stellungnahme des Europäischen Parlaments (Änderung Nr . 24 );

c ) klare , detaillierte Angaben über die Erstellung der Dossiers über die in den
Geltungsbereich fallenden Erzeugnisse und über die Vorlage der Dossiers bei den
Behörden (Artikel 6 );

d ) genauere Angaben über die Fälle , in denen die Mitgliedstaaten oder die Kommis­
sion einen begründeten Einwand gegen das Inverkehrbringen eines Erzeugnisses
erheben können (Artikel 6 Absatz 4 );

e ) genauere Beschreibung des Verfahrens für die förmliche Entscheidung über die
Genehmigung für das Inverkehrbringen der Erzeugnisse sowie präzisere Angaben
zur Geltung der Entscheidungen (Artikel 7 ).

9 . Hinsichtlich der Etikettierung (Änderung Nr . 22 ) hat der Rat eine Reihe von Regeln
festgelegt (Artikel 8 ), wonach die Verbraucher systematisch über folgendes zu informie­
ren sind :

— die Ernährungsmerkmale und -eigenschaften eines neuen Lebensmittels , wenn sie
sich von einem herkömmlichen Erzeugnis unterscheiden; in diesem Fall ist zur
Information der Verbraucher anzugeben, nach welchen Verfahren die Eigenschaften
bzw. Merkmale erzielt worden sind;

— vorhandene Stoffe , die in bestehenden gleichwertigen Lebensmitteln nicht vorhan­
den sind und die Gesundheit bestimmter Bevölkerungsgruppen beeinflussen könn­
ten, z . B. allergene Substanzen ;

— vorhandene Stoffe , die in bestehenden gleichwertigen Lebensmitteln nicht vorhan­
den sind und gegen die in bestimmten Bevölkerungsgruppen mit festen Ernährungs­
gewohnheiten ethische Vorbehalte bestehen können;

— vorhandene genetisch veränderte Organismen, wenn es sich nicht lediglich um eine
Veränderung der agronomischen Merkmale handelt .

Dem Rat war diesbezüglich daran gelegen, daß diese Regeln vollständig sind, daß die
Verbraucher nützliche Informationen erhalten und daß die Einhaltung der Regeln von
den zuständigen Organen wirksam kontrolliert werden kann.

10 . Der Rat berücksichtigte die Änderung Nr . 17 bezüglich der unabhängigen Sachverstän­
digen .

11 . Er akzeptierte ferner den in den Änderungen Nrn. 54 und 55 enthaltenen Grundsatz
des Schutzes der Daten, die bei der Durchführung der Verfahren der Verordnung
übermittelt werden ( siehe Artikel 10 ).

12 . Ferner akzeptierte der Rat inhaltlich die Änderung Nr . 45 , wonach das allgemeine
Kontrollsystem für Lebensmittel auch für die unter diese Verordnung fallenden
Erzeugnisse gelten soll , indem er sie in Form eines Erwägungsgrundes übernommen
hat.

13 . Was die Änderung Nr . 58 betrifft , so sieht der Rat vor, daß die Verordnung zwölf
Monate nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft tritt, damit der Kommission
und den Mitgliedstaaten genügend Zeit bleibt, die erforderlichen Maßnahmen zur
Anwendung der Verordnung zu treffen .

14 . Der Rat ist der Auffassung, daß es ihm drei Jahre nach Vorlage des ursprünglichen
Vorschlags mit der Annahme der Änderungen des Europäischen Parlaments, die von
der Kommission übernommen wurden, und der Berücksichtigung der Anliegen des
Europäischen Parlaments bei anderen Punkten schließlich im großen und ganzen
gelungen ist , ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den unterschiedlichen Stand­
punkten zu finden, die seit einiger Zeit bei diesem Dossier deutlich wurden, insbeson­
dere bei folgenden Kernfragen :
— dem Geltungsbereich,
— den Verfahren für das Inverkehrbringen,
— der Etikettierung .
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 26/95

vom Rat festgelegt am 23 . Oktober 1995

im Hinblick auf den Erlaß der Richtlinie 95/. . ./EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom . . . über Systeme für die Entschädigung der Anleger

( 95/C 320/02 )

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 57 Absatz 2 ,

auf Vorschlag der Kommission ( x ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Währungsinsti­
tuts ( 3 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags ( 4 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Am 10 . Mai 1993 hat der Rat die Richtlinie
93/22/EWG über Wertpapierdienstleistungen ( 5 )
verabschiedet . Diese Richtlinie ist eine wichtige
Maßnahme zur Vollendung des Binnenmarkts für
Wertpapierfirmen .

( 2 ) Die Richtlinie 93/22/EWG enthält Aufsichtsvor­
schriften, die Wertpapierfirmen jederzeit beachten
müssen; zu diesen zählen auch die Vorschriften , die
dazu dienen, die Rechte der Anleger in bezug auf
ihnen gehörende Gelder oder Instrumente möglichst
weitgehend zu schützen .

( 3 ) Kein Aufsichtssystem kann jedoch einen vollständi­
gen Schutz bieten, vor allem in Fällen, in denen
Betrügereien begangen werden .

( 4 ) Der Schutz der Anleger und die Erhaltung des
Vertrauens in das Finanzsystem sind wichtige
Aspekte der Vollendung und des reibungslosen
Funktionierens des Binnenmarkts in diesem Bereich,
weshalb es wichtig ist , daß in allen Mitgliedstaaten
Anlegerentschädigungssysteme vorhanden sind , die
zumindest für Kleinanleger einen harmonisierten
Mindestschutz für den Fall gewährleisten, daß eine

Wertpapierfirma nicht in der Lage ist , ihren Ver­
pflichtungen gegenüber ihren Anleger-Kunden
nachzukommen .

( 5 ) Kleinanleger können mithin bei Zweigstellen von
Wertpapierfirmen der Gemeinschaft oder im Rah­
men des grenzüberschreitenden Dienstleistungsver­
kehrs Wertpapierdienstleistungen so vertrauensvoll
beziehen, wie sie dies im Inland können — und dies
im Bewußtsein, daß gemeinschaftsweit in dem Fall ,
daß eine Wertpapierfirma nicht in der Lage ist ,
ihren Verpflichtungen gegenüber ihren Anleger­
Kunden nachzukommen, ein harmonisierter Min­
destschutz gewährleistet ist .

( 6 ) Ohne diese Mindestharmonisierung könnten die
Aufnahmemitgliedstaaten der Auffassung sein, daß
es aus Gründen des Anlegerschutzes gerechtfertigt
ist , vorzuschreiben, daß Wertpapierfirmen aus der
Gemeinschaft, die im Rahmen der Niederlassungs­
freiheit oder des freien Dienstleistungsverkehrs tätig
sind , und in ihrem Herkunftsmitgliedstaat entweder
keinem Anlegerentschädigungssystem oder einem
System angehören, das nach ihrer Auffassung kei­
nen gleichwertigen Schutz bietet, Mitglied des Ent­
schädigungssystems des Aufnahmestaats sein müs­
sen . Solche Vorschriften könnten zu ernsten Proble­
men für das Funktionieren des Binnenmarkts füh­
ren .

( 7 ) Zwar sind in den meisten Mitgliedstaaten bereits
Anlegerentschädigungsregelungen vorhanden, doch
deckt deren Anwendungsbereich im allgemeinen
nicht alle Wertpapierfirmen ab, denen die einzige
Zulassung im Sinne der Richtlinie 93/22/EWG
erteilt wurde .

( 8 ) Alle Mitgliedstaaten sollten daher verpflichtet sein,
ein Anlegerentschädigungssystem oder -systeme zu
haben, denen alle diese Wertpapierfirmen angehö­
ren . Das System sollte Gelder oder Instrumente
abdecken, die von einer Wertpapierfirma im Rah­
men der Wertpapiergeschäfte eines Anlegers gehal­
ten werden und die in dem Fall , daß eine Wertpa­
pierfirma nicht in der Lage ist, ihren Verpflichtun­
gen gegenüber ihren Anlegerkunden nachzukom­
men, nicht an den Anleger zurückgegeben werden
können . Die in den Mitgliedstaaten geltenden Vor­
schriften und Verfahren für Entscheidungen im Fall
der Insolvenz oder der Liquidation einer Wertpa­
pierfirma bleiben hiervon unberührt .

( 9 ) Die Definition einer Wertpapierfirma schließt Kre­
ditinstitute ein, denen die Erlaubnis zur Erbringung

(') ABl . Nr . C 321 vom 27. 11 . 1993 , S. 15 , und ABl . Nr .
C 382 vom 31 . 12 . 1994, S. 27 .

( 2 ) ABl . Nr . C 127 vom 7. 5 . 1994, S. 1 .
( 3 ) Stellungnahme vom 28 . Juli 1995 ( noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht ).
( 4 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 19 . April

1994 (ABl . Nr . C 128 vom 9 . 5 . 1994 , S. 86 ), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht ) und Beschluß des Europäischen Parlaments
vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ).

( 5 ) ABl . Nr . L 141 vom 11 . 6 . 1993 , S. 27.
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von Wertpapierdienstleistungen erteilt wurde . Diese
Kreditinstitute sollten ebenfalls verpflichtet sein,
sich für ihre Wertpapiergeschäfte einem Anlegerent­
schädigungssystem anzuschließen. Diese Kreditinsti­
tute sollten jedoch nicht verpflichtet sein, zwei
getrennten Systemen anzugehören, wenn ein einzi­
ges System sowohl den Anforderungen dieser Richt­
linie als auch denen der Richtlinie 94/ 1 9/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
30 . Mai 1994 über Einlagensicherungssysteme ( ] )
entspricht . Bei Wertpapierfirmen, die Kreditinstitute
sind, kann es in bestimmten Fällen schwierig sein,
zwischen Einlagen zu unterscheiden, die unter die
Richtlinie 94/1 9/EG fallen, und Geldern , die im
Zusammenhang mit der Abwicklung von Wertpa­
piergeschäften gehalten werden . Den Mitgliedstaa­
ten sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, selbst
zu entscheiden, unter welche Richtlinie diese Forde­
rungen fallen sollten .

( 10 ) Die Richtlinie 94/1 9/EG gestattet den Mitgliedstaa­
ten, ein Kreditinstitut von der Pflicht zur Mitglied­
schaft in einem Einlagensicherungssystem zu be­
freien, wenn das betreffende Kreditinstitut einem
System angeschlossen ist , durch welches das Kredit­
institut selbst geschützt und insbesondere seine Sol­
venz gewährleistet wird . Sofern ein Kreditinstitut,
das einem derartigen System angeschlossen ist,
zugleich eine Wertpapierfirma ist , sollten die Mit­
gliedstaaten ebenfalls unter bestimmten Bedingun­
gen befugt sein, es von der Verpflichtung zu
befreien, einem Anlegerentschädigungssystem anzu­
gehören .

( 11 ) Eine harmonisierte Mindestentschädigung in Höhe
von 20 000 ECU je Anleger dürfte ausreichend sein,
um die Interessen der Kleinanleger in dem Fall zu
schützen, daß eine Wertpapierfirma nicht in der
Lage ist , ihren Verpflichtungen gegenüber ihren
Anlegerkunden nachzukommen. Es erscheint daher
zweckmäßig, den harmonisierten Mindestbetrag auf
20 000 ECU festzusetzen . Wie in der Richtlinie
94/1 9/EG könnten begrenzte Übergangsbestimmun­
gen notwendig sein, um den Entschädigungssyste­
men die Einhaltung dieses Werts zu ermöglichen .
Dies gilt auch für die Mitgliedstaaten, die zum
Zeitpunkt der Annahme der vorliegenden Richtlinie
nicht über ein derartiges System verfügen .

( 12 ) Der gleiche Betrag wurde in der Richtlinie 94/
19/EG festgelegt .

( 13 ) Damit die Anleger ermutigt werden, die Wertpa­
pierfirma sorgfältig auszuwählen, ist es angemessen,
den Mitgliedstaaten zu gestatten, daß sie vorschrei­
ben, daß der Anleger einen Teil der möglichen
Verluste zu tragen hat . Die Entschädigungszahlung
an den Anleger sollte jedoch bis zum Erreichen des
EG-Mindestbetrags mindestens 90% des Verlusts
decken .

( 14 ) Die Systeme einiger Mitgliedstaaten bieten eine
höhere Deckung als der harmonisierte Mindest­

schutzbetrag nach dieser Richtlinie . Es dürfte
jedoch nicht zweckmäßig sein, eine diesbezügliche
Änderung dieser Systeme vorzuschreiben .

( 15 ) Die Beibehaltung von Systemen in der Gemein­
schaft , die den Anlegern eine über der harmonisier­
ten Mindestdeckung liegende Sicherheit anbieten,
kann in ein und demselben Hoheitsgebiet zu unter­
schiedlich hohen Entschädigungen und zu unter­
schiedlichen Wettbewerbsbedingungen für inländi­
sche Wertpapierfirmen einerseits und Zweigstellen
von Wertpapierfirmen aus einem anderen Mitglied­
staat andererseits führen. Zur Abhilfe dieser unlieb­
samen Begleiterscheinungen ist es angebracht, den
Anschluß von Zweigstellen an ein System des Auf­
nahmemitgliedstaats mit dem Zweck zu genehmi­
gen, es diesen zu ermöglichen, ihren Anlegern die
gleiche Deckung anzubieten, wie sie durch das
System des Niederlassungsstaats angeboten wird .
Die Kommission sollte in ihrem Bericht über die
Anwendung dieser Richtlinie angeben, inwieweit
Zweigstellen von dieser Möglichkeit Gebrauch
gemacht haben und welche Schwierigkeiten sich
ihnen oder den Anlegerentschädigungssystemen bei
der Durchführung dieser Bestimmungen möglicher­
weise gestellt haben . Es wird damit nicht ausge­
schlossen, daß das System des Herkunftsmitglied­
staats selbst zu den von ihm festgelegten Bedingun­
gen eine solche zusätzliche Deckung anbietet .

( 16 ) Durch Zweigstellen von Wertpapierfirmen, die eine
höhere Deckung anbieten als die im Aufnahmemit­
gliedstaat zugelassenen Wertpapierfirmen, könnten
Störungen des Marktes verursacht werden . Die
Höhe und der Umfang der Deckung, die von Ent­
schädigungssystemen angeboten werden, sollten
nicht zu einem Instrument des Wettbewerbs wer­
den . Zumindest für eine Anfangszeit ist daher vor­
zusehen, daß die Höhe und der Umfang der Dek­
kung, die ein System eines Herkunftsstaats den
Anlegern von Zweigstellen in einem anderen Mit­
gliedstaat bietet, die entsprechenden Höchstwerte
der vom entsprechenden System des Aufnahmemit­
gliedstaats angebotenen Deckung nicht überschrei­
tet . Nach einigen Jahren sollte dann im Lichte der
gesammelten Erfahrungen und der Entwicklungen
im Finanzsektor eine Überprüfung möglicher Stö­
rungen des Marktes vorgenommen werden .

( 17 ) Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, daß bestimmte
Gruppen von Anlagen oder Anlegern, die ausdrück­
lich genannt werden müssen, keines besonderen
Schutzes bedürfen, so muß er die Möglichkeit
haben, sie von der durch die Anlegerentschädi­
gungssysteme gebotenen Deckung auszunehmen.

( 18 ) In einer Reihe von Mitgliedstaaten stehen die Anle­
gerentschädigungssysteme unter der Verantwortung
der Berufsverbände . In anderen Mitgliedstaaten gibt
es Systeme, die gesetzlich eingerichtet und verwaltet
werden . Diese Statusvielfalt ist lediglich im Hinblick
auf die Pflichtmitgliedschaft und den Ausschluß
vom System problematisch . Es ist daher notwendig,
Vorkehrungen zur Beschränkung der Befugnisse der
Systeme in dieser Hinsicht zu treffen .(>) ABl . Nr . L 135 vom 31 . 5 . 1994, S. 5 .
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Finanzsystems in dem betreffenden Mitgliedstaat
hierdurch nicht gefährdet werden .

(24 ) Die Mitgliedstaaten oder ihre zuständigen Behörden
können aufgrund dieser Richtlinie Anlegern gegen­
über nicht haftbar gemacht werden, wenn sie für
die Einrichtung bzw. die amtliche Anerkennung
eines oder mehrerer Systeme Sorge getragen haben,
die die Zahlung von Entschädigungen oder den
Schutz der Anleger nach Maßgabe dieser Richtlinie
gewährleisten.

( 25 ) Ein Mindestmaß an Harmonisierung der Anleger­
entschädigungsregelungen ist notwendig zur Vollen­
dung des Binnenmarkts für Wertpapierfirmen und
erlaubt, den Anlegern bei Geschäften mit diesen
Firmen, im besonderen mit Firmen aus anderen
Mitgliedstaaten, Vertrauen zu geben und Schwierig­
keiten zu vermeiden, die sich aus der Anwendung
nicht gemeinschaftsweit koordinierter inländischer
Anlegerschutzvorschriften durch Aufnahmemitglied­
staaten ergeben könnten . Angesichts der Tatsache,
daß generell keine Anlegerentschädigungsregelungen
vorhanden sind, die dem Anwendungsbereich der
Richtlinie 93/22/EWG entsprechen, kann das ange­
strebte Ziel nur durch eine verbindliche EG-Richtli­
nie erreicht werden . Diese Richtlinie beschränkt
sich auf das erforderliche Mindestmaß an Harmoni­
sierung und räumt den Mitgliedstaaten die Mög­
lichkeit einer weitergehenden Deckung ebenso ein
wie den erforderlichen Spielraum in bezug auf die
Organisation und Finanzierung der Anlegerentschä­
digungssysteme —

( 19 ) Der Anleger ist ohne ungebührliche Verzögerung zu
entschädigen, nachdem die Gültigkeit seiner Forde­
rung festgestellt worden ist . Das Entschädigungssy­
stem selbst sollte das Recht haben, einen angemes­
senen Zeitraum für die Vorlage der Forderungen
festzusetzen . Die Tatsache, daß diese Frist abgelau­
fen ist , sollte jedoch nicht gegen einen Anleger
geltend gemacht werden, der aus gutem Grund
nicht in der Lage gewesen ist, seine Forderung
rechtzeitig geltend zu machen .

( 20 ) Die Information der Anleger über Entschädigungs­
systeme ist ein wesentlicher Bestandteil des Anleger­
schutzes . Artikel 12 der Richtlinie 93/22/EWG
schrieb vor, daß Wertpapierfirmen ihren Anlegern
Aufschluß über die etwaige Anwendung eines Ent­
schädigungssystems geben müssen, bevor sie mit
ihnen in eine Geschäftsbeziehung eintreten . Folglich
sollten in der vorliegenden Richtlinie Vorschriften
für die Unterrichtung dieser potentiellen Anleger
über das Entschädigungssystem zur Deckung ihrer
Anlagen festgelegt werden .

( 21 ) Eine nicht geregelte Werbung mit Hinweisen auf
den Entschädigungsbetrag und den Umfang des
Entschädigungssystems könnte allerdings die Stabi­
lität des Finanzsystems oder das Vertrauen der
Anleger beeinträchtigen . Die Mitgliedstaaten sollten
daher Vorschriften zur Beschränkung derartiger
Hinweise erlassen .

( 22 ) Diese Richtlinie sieht grundsätzlich vor, daß alle
Wertpapierfirmen einem System für die Entschädi­
gung der Anleger beitreten müssen. Die Richtlinien
für die Zulassung von Wertpapierfirmen mit Sitz in
Drittländern, insbesondere die Richtlinie 93/22/
EWG, überlassen den Mitgliedstaaten die Entschei­
dung darüber, ob und unter welchen Bedingungen
sie die Zweigstellen solcher Wertpapierfirmen zur
Ausübung ihrer Geschäfte in ihrem Hoheitsgebiet
zulassen . Derartige Zweigstellen kommen nicht in
den Genuß der Dienstleistungsfreiheit nach Arti­
kel 59 Absatz 2 des Vertrags und können auch
nicht die Niederlassungsfreiheit eines anderen Mit­
gliedstaats als dem ihrer Errichtung nutzen . Ein
Mitgliedstaat, der solche Zweigstellen zuläßt, sollte
daher entscheiden, wie auf sie die Grundsätze dieser
Richtlinie im Einklang mit Artikel 5 der Richtlinie
93/22/EWG und in Übereinstimmung mit der Not­
wendigkeit des Schutzes der Anleger und des
Erhalts eines intakten Finanzsystems zur Anwen­
dung zu bringen sind . Es ist von wesentlicher
Bedeutung, daß Anleger bei solchen Zweigstellen
von den für sie geltenden Entschädigungsvorkeh­
rungen in vollem Umfang Kenntnis erhalten .

( 23 ) Es ist nicht unbedingt erforderlich, in dieser Richtli­
nie die Verfahren für die Finanzierung der Systeme
für die Entschädigung der Anleger zu harmonisie­
ren, da einerseits die Kosten dieser Finanzierung
grundsätzlich von den Wertpapierfirmen selbst
getragen werden müssen und andererseits die
Finanzierungskapazität dieser Systeme in einem
angemessenen Verhältnis zu ihren Verbindlichkeiten
stehen muß. Allerdings darf die Stabilität des

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Aus­
druck

1 . „Wertpapierfirma" eine Wertpapierfirma gemäß Arti­
kel 1 Nummer 2 der Richtlinie 93/22/EWG,

— die nach deren Artikel 3 zugelassen ist oder

— die als Kreditinstitut gemäß der Richtlinie 77/
780/EWG ( l ) und der Richtlinie 89/646/EWG ( 2 )

(') Erste Richtlinie ( 77/780/EWG) des Rates vom 12 . Dezember
1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der
Kreditinstitute, ABl . Nr . L 322 vom 17 . 12 . 1977, S. 30 .
Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 89/646/EWG
(ABl . Nr . L 386 vom 30 . 12 . 1989 , S. 1 ).

( 2 ) Zweite Richtlinie ( 89/646/EWG) des Rates vom 15 . Dezem­
ber 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit
der Kreditinstitute und zur Änderung der Richtlinie 77/
780/EWG, ABl . Nr . L 386 vom 30 . 12 . 1989, S. 1 . Richtlinie
zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/30/EWG (ABl . Nr .
L 110 vom 28 . 4 . 1992 , S. 52 ).
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zugelassen wurde und deren Zulassung eine oder
mehrere der Wertpapierdienstleistungen abdeckt,
die in Abschnitt A des Anhangs zur Richtlinie
93/22/EWG aufgeführt sind;

2 . „Wertpapiergeschäft " jede Wertpapierdienstleistung
im Sinne des Artikels 1 Nummer 1 der Richtlinie
93/22/EWG und die in Abschnitt C Nummer 1 von
deren Anhang genannte Dienstleistung;

3 . „ Instrumente " die in Abschnitt B des Anhangs der
Richtlinie 93/22/EWG aufgeführten Instrumente ;

4 . „Anleger " eine Person, die einer Wertpapierfirma im
Zusammenhang mit Wertpapiergeschäften Gelder
oder Instrumente anvertraut hat;

5 . „Zweigstelle " eine Betriebsstelle , die einen rechtlich
unselbständigen Teil einer Wertpapierfirma bildet und
Wertpapierdienstleistungen erbringt, für die der Wert­
papierfirma eine Zulassung erteilt wurde ; hat eine
Wertpapierfirma mit Sitz in einem anderen Mitglied­
staat in ein und demselben Mitgliedstaat mehrere
Betriebsstellen, so werden diese als eine einzige
Zweigstelle betrachtet;

6 . „gemeinsame Anlage " eine Anlage, die für Rechnung
von zwei oder mehr Personen getätigt worden ist und
an der zwei oder mehr Personen Rechte haben, die
durch die Unterschrift von mindestens einer dieser
Personen ausgeübt werden können;

7 . „ zuständige Behörden" die Behörden im Sinne von
Artikel 22 der Richtlinie 93/22/EWG; diese Behörden
können gegebenenfalls Behörden im Sinne von Arti­
kel 1 der Richtlinie 92/30/EWG des Rates vom
6 . April 1992 über die Beaufsichtigung von Kreditin­
stituten auf konsolidierter Basis (') sein .

daß diesen somit ein Schutz gewährt wird, der dem von
einem Anlegerentschädigungssystem gebotenen Schutz
zumindest gleichwertig ist .

Die Mitgliedstaaten , die von dieser Möglichkeit Gebrauch
machen, teilen dies der Kommission mit; sie unterrichten
sie vor allem über die Beschaffenheit dieser Schutzsysteme
und die gemäß der vorliegenden Richtlinie davon erfaßten
Kreditinstitute sowie über spätere Änderungen gegenüber
den zunächst übermittelten Informationen . Die Kommis­
sion setzt den Rat davon in Kenntnis .

( 2 ) Das System gewährt Anlegern gemäß Artikel 4
Deckung, wenn

— die zuständigen Behörden festgestellt haben, daß ihrer
Auffassung nach die Wertpapierfirma aus Gründen,
die mit ihrer Finanzlage unmittelbar zusammenhän­
gen, vorerst nicht in der Lage ist , ihren Verpflichtun­
gen aus den Forderungen der Anleger nachzukommen
und gegenwärtig keine Aussicht auf eine spätere Erfül­
lung dieser Verpflichtungen besteht, oder

— ein Gericht aus Gründen, die mit der Finanzlage der
Wertpapierfirma unmittelbar zusammenhängen, eine
Entscheidung getroffen hat, die ein Ruhen der Forde­
rungen der Anleger gegen diese Firma bewirkt;

maßgebend ist dabei , welches dieser Ereignisse zuerst
eingetreten ist .

Es muß eine Deckung für die Forderungen gewährt
werden, die dadurch entstanden sind , daß eine Wertpa­
pierfirma nicht in der Lage war, entsprechend den ein­
schlägigen Rechtsvorschriften und Vertragsbedingungen

— Gelder zurückzuzahlen, die Anlegern geschuldet wer­
den oder gehören und für deren Rechnung im Zusam­
menhang mit Wertpapiergeschäften gehalten werden,
oder

— den Anlegern Instrumente zurückzugeben, die diesen
gehören und für deren Rechnung im Zusammenhang
mit Wertpapiergeschäften verwahrt oder verwaltet
werden .

( 3 ) Forderungen gemäß Absatz 2 an ein Kreditinstitut,
welche in einem Mitgliedstaat sowohl unter diese Richtli­
nie als auch die Richtlinie 94/1 9/EG fallen, werden nach
dem Ermessen dieses Staates gemäß der einen oder der
anderen Richtlinie einem System zugeordnet. Keine For­
derung darf aufgrund der beiden Richtlinien doppelt
entschädigt werden .

( 4 ) Die Höhe einer Anlegerforderung wird nach den
Rechtsvorschriften und Vertragsbedingungen, einschließ­
lich derjenigen für Aufrechnungen und Gegenforderun­
gen, berechnet, nach denen der Wert der Gelder oder der
Instrumente , die dem Anleger gehören und die die Wert­
papierfirma nicht zurückzahlen oder zurückgeben kann,
zum Zeitpunkt der in Absatz 2 genannten Feststellung
bzw. Entscheidung zu ermitteln ist .

Artikel 2

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat sorgt dafür , daß in seinem
Hoheitsgebiet mindestens ein System für die Entschädi­
gung der Anleger eingerichtet und amtlich anerkannt
wird . Außer in den im nachstehenden Unterabsatz sowie
in Artikel 5 Absatz 3 genannten Fällen darf eine in dem
Mitgliedstaat zugelassene Wertpapierfirma Wertpapierge­
schäfte nur tätigen, wenn sie einem solchen System ange­
schlossen ist .

Die Mitgliedstaaten können jedoch ein Kreditinstitut, auf
das diese Richtlinie Anwendung findet, von der Pflicht­
mitgliedschaft in einem Anlegerentschädigungssystem be­
freien, wenn das betreffende Institut bereits gemäß Arti­
kel 3 Absatz 1 der Richtlinie 94/ 1 9/EG von der Pflicht­
mitgliedschaft in einem Einlagensicherungssystem ausge­
nommen ist , mit der Maßgabe, daß der Schutz und die
Unterrichtung, die für die Einleger vorgesehen sind, unter
den gleichen Bedingungen auch für die Anleger gelten und

(M ABl . Nr . L 110 vom 28 . 4 . 1992, S. 52 .
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Artikel 3

Bei Forderungen im Zusammenhang mit Transaktionen,
aufgrund deren Personen in einem Strafverfahren wegen
Geldwäsche im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 91 /
308/EWG des Rates vom 10 . Juni 1991 zur Verhinderung
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche ( ! ) verurteilt worden sind, besteht kein Anspruch auf
Entschädigung durch Anlegerentschädigungssysteme.

Artikel 4

mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen Behör­
den der Wertpapierfirma die Mitgliedschaft in dem
System mit einer Frist von mindestens zwölf Monaten
kündigen. Die in Artikel 2 Absatz 2 zweiter Unterabsatz
vorgesehene Deckung wird für die während dieses Zeit­
raums getätigten Wertpapiergeschäfte weiter gewährt . Ist
die Wertpapierfirma bei Ablauf der Kündigungsfrist ihren
Verpflichtungen nicht nachgekommen, so kann das Ent­
schädigungssystem mit erneuter ausdrücklicher Zustim­
mung der zuständigen Behörden den Ausschluß vollzie­
hen .

( 3 ) Wenn das einzelstaatliche Recht es zuläßt, kann
eine aus einem Anlegerentschädigungssystem ausgeschlos­
sene Wertpapierfirma mit ausdrücklicher Zustimmung
der zuständigen Behörden, die die Zulassung erteilt
haben, weiterhin Wertpapierdienstleistungen erbringen,
sofern sie vor ihrem Ausschluß anderweitige Vorkehrun­
gen zur Entschädigung getroffen hat, die den Anlegern
eine Deckung garantieren, die der des amtlich anerkann­
ten Systems mindestens gleichwertig ist und gegenüber
diesem System gleichwertige Merkmale aufweist .

( 4 ) Vermag eine Wertpapierfirma, deren Ausschluß
gemäß Absatz 2 vorgesehen ist, keine anderweitigen Vor­
kehrungen zu treffen, die die Anforderungen nach
Absatz 3 erfüllen, so widerrufen die zuständigen Behör­
den, die die Zulassung erteilt haben, diese umgehend .

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß das System
eine Deckung von mindestens 20 000 ECU je Anleger für
die in Artikel 2 Absatz 2 bezeichneten Forderungen
gewährt .

Bis zum 31 . Dezember 1999 können die Mitgliedstaaten,
in denen die Deckung zum Zeitpunkt der Annahme der
Richtlinie weniger als 20 000 ECU beträgt, diese niedri­
gere Deckung beibehalten , die jedoch 15 000 ECU nicht
unterschreiten darf. Diese Möglichkeit haben auch die
Mitgliedstaaten, für die die Übergangsbestimmungen des
Artikels 7 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Richtlinie
94/1 9/EG gelten .

(2 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß be­
stimmte Anleger von der Deckung durch das System
ausgeschlossen sind oder daß ihnen eine weniger umfang­
reiche Deckung gewährt wird . Die ausgeschlossenen Anle­
ger sind in Anhang I aufgeführt .

( 3 ) Dieser Artikel schließt nicht aus, daß Regelungen
beibehalten oder verabschiedet werden, die den Anlegern
eine höhere oder weitergehende Deckung bieten .

( 4 ) Die Mitgliedstaaten können die in Absatz 1 vorge­
sehene oder in Absatz 3 bezeichnete Deckung auf einen
bestimmten Prozentsatz der Forderungen des Anlegers
begrenzen . Die Deckungsquote muß jedoch mindestens
90 % der Forderung entsprechen, solange der im Rahmen
des Systems zu zahlende Betrag nicht 20 000 ECU
erreicht .

Artikel 6

Die in Artikel 2 Absatz 2 zweiter Unterabsatz vorgese­
hene Deckung wird auch nach dem Entzug der Zulassung
der Wertpapierfirma für die bis zum Zeitpunkt dieses
Entzugs getätigten Wertpapiergeschäfte gewährt .

Artikel 7

Artikel 5

( 1 ) In einem Mitgliedstaat nach Artikel 2 Absatz 1
errichtete und amtlich anerkannte Anlegerentschädigungs­
systeme schützen auch die Anleger von Zweigstellen, die
die Wertpapierfirmen in anderen Mitgliedstaaten errichtet
haben .

Bis zum 31 . Dezember 1999 darf weder die Höhe noch
der Umfang — und auch nicht die Quote — der vorgese­
henen Deckung die entsprechenden Höchstwerte der von
dem Entschädigungssystem des Aufnahmemitgliedstaats
in dessen Gebiet angebotenen Deckung überschreiten . Bis
zu diesem Zeitpunkt erstellt die Kommission einen
Bericht auf der Grundlage der mit der Anwendung dieses
Unterabsatzes gemachten Erfahrungen und prüft, ob es
notwendig ist, diese Bestimmungen beizubehalten . Die
Kommission unterbreitet gegebenenfalls einen Vorschlag
für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Verlängerung ihrer Geltungsdauer .

Überschreiten Höhe und/oder Umfang — einschließlich
der Quote — der von dem Anlegerentschädigungssystem

( 1 ) Kommt eine Wertpapierfirma , die gemäß Artikel 2
Absatz 1 Mitglied eines Systems sein muß, ihren Ver­
pflichtungen als Mitglied dieses Systems nicht nach, so
werden die zuständigen Behörden, die die Zulassung
erteilt haben, hiervon in Kenntnis gesetzt ; sie ergreifen im
Zusammenwirken mit dem Entschädigungssystem alle
erforderlichen Maßnahmen, einschließlich der Verhän­
gung von Sanktionen, um sicherzustellen, daß die Wert­
papierfirma ihren Verpflichtungen nachkommt.

( 2 ) Kommt die Wertpapierfirma trotz dieser Maßnah­
men ihren Verpflichtungen nicht nach, so kann das
System — wenn das einzelstaatliche Recht dies zuläßt —

(M ABl . Nr . L 166 vom 28 . 6 . 1991 , S. 77.
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( 2 ) Der Anteil eines einzelnen Anlegers an einer
gemeinsamen Anlage wird bei der Berechnung der in
Artikel 4 Absätze 1 , 3 und 4 vorgesehenen Deckung
berücksichtigt .

Fehlen besondere Bestimmungen, so werden die Forde­
rungen zu gleichen Teilen zwischen den Anlegern aufge­
teilt .

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß Forderungen
im Zusammenhang mit einer gemeinsamen Anlage, über
die zwei oder mehr Personen als Mitglieder einer Perso­
nengesellschaft oder einer Sozietät , einer Vereinigung
oder eines ähnlichen Zusammenschlusses ohne Rechtsper­
sönlichkeit verfügen können, bei der Berechnung der
Obergrenzen nach Artikel 4 Absätze 1 , 3 und 4 zusam­
mengefaßt und als Anlage eines einzigen Anlegers behan­
delt werden können .

( 3 ) Kann der Anleger nicht uneingeschränkt über den
Einlagebetrag oder die Wertpapiere verfügen, so erhält
der uneingeschränkt Verfügungsberechtigte die Entschädi­
gung, sofern dieser bekannt ist oder bis zum Zeitpunkt
der in Artikel 2 Absatz 2 genannten Feststellung bzw.
Entscheidung ermittelt werden kann.

Gibt es mehrere uneingeschränkt Verfügungsberechtigte,
so wird der auf jeden von ihnen gemäß den für die
Verwaltung der Gelder oder Wertpapiere geltenden Vor­
schriften entfallende Anteil bei der Berechnung der Ober­
grenzen nach Artikel 4 Absätze 1 , 3 und 4 berücksich­
tigt .

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf Organis­
men für gemeinsame Anlagen .

des Aufnahmemitgliedstaats gewährten Deckung die
Höhe und/oder den Umfang der Deckung in dem Mit­
gliedstaat, in dem die Wertpapierfirma zugelassen ist, so
sorgt der Aufnahmemitgliedstaat dafür, daß in seinem
Hoheitsgebiet ein amtlich anerkanntes System vorhanden
ist, dem sich eine Zweigstelle freiwillig anschließen kann,
um die Deckung zu ergänzen, über die ihre Anleger
bereits aufgrund ihrer Mitgliedschaft im System des Her­
kunftsmitgliedstaats verfügen .

Die Zweigstelle soll sich dem System anschließen, das für
den Institutstyp vorgesehen ist , dem sie im Aufnahmemit­
gliedstaat zuzurechnen ist oder am ehesten entspricht .

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß objektive und
allgemein geltende Bedingungen für die Mitgliedschaft
dieser Zweigstellen Bestandteil aller Anlegerentschädi­
gungssysteme sind . Voraussetzung für die Aufnahme ist,
daß alle mit der Mitgliedschaft einhergehenden Verpflich­
tungen erfüllt und insbesondere alle Beiträge und sonsti­
gen Gebühren entrichtet werden . Die Umsetzung dieses
Absatzes durch die Mitgliedstaaten erfolgt im Einklang
mit den in Anhang II niedergelegten Leitprinzipien .

(2 ) Kommt eine Zweigstelle, die von der freiwilligen
Mitgliedschaft gemäß Absatz 1 Gebrauch gemacht hat,
ihren Verpflichtungen als Mitglied eines Anlegerentschä­
digungssystems nicht nach, so werden die zuständigen
Behörden, die die Zulassung erteilt haben, hiervon in
Kenntnis gesetzt ; sie ergreifen im Zusammenwirken mit
dem Entschädigungssystem alle erforderlichen Maßnah­
men, um sicherzustellen, daß die genannten Verpflichtun­
gen eingehalten werden .

Kommt die Zweigstelle trotz dieser Maßnahmen den
Verpflichtungen dieses Artikels nicht nach, so kann sie
nach Ablauf einer angemessenen Kündigungsfrist von
mindestens zwölf Monaten mit Zustimmung der zustän­
digen Behörden, die die Zulassung erteilt haben, von dem
Entschädigungssystem ausgeschlossen werden . Vor dem
Zeitpunkt des Ausschlusses getätigte Wertpapiergeschäfte
verbleiben nach diesem Zeitpunkt in der Deckung des
Entschädigungssystems, dem sich die Zweigstelle freiwil­
lig angeschlossen hat . Die Anleger sind vom Wegfall der
ergänzenden Deckung und vom Zeitpunkt des Wirksam­
werdens dieser Änderung zu unterrichten .

Artikel 9

Artikel 8

( 1 ) Das Entschädigungssystem trifft geeignete Maß­
nahmen, um die Anleger über die in Artikel 2 Absatz 2
genannte Feststellung bzw. Entscheidung zu unterrichten
und sie im Entschädigungsfall so rasch wie möglich zu
entschädigen . Es kann eine Frist festlegen, innerhalb
deren die Anleger ihre Anträge stellen müssen . Diese Frist
beträgt mindestens fünf Monate ab dem Zeitpunkt der
genannten Feststellung bzw. Entscheidung oder ab dem
Zeitpunkt, zu dem diese Feststellung bzw. Entscheidung
veröffentlicht wird .

Das Entschädigungssystem kann jedoch einem Anleger
nicht unter Berufung auf den Ablauf einer solchen Frist
die Entschädigung verweigern, wenn dieser nicht in der
Lage war, seine Forderung rechtzeitig geltend zu
machen .

( 2 ) Das System muß in der Lage sein, die Forderungen
der Anleger spätestens drei Monate nach dem Zeitpunkt,
zu dem die Berechtigung und die Höhe der Forderung
festgestellt wurden, zu erfüllen .

Bei in jeder Hinsicht außergewöhnlichen Umständen und
in besonderen Fällen kann ein Entschädigungssystem bei

( 1 ) Die in Artikel 4 Absätze 1 , 3 und 4 vorgesehene
Deckung bezieht sich auf die Gesamtforderung des Anle­
gers gegen ein und dieselbe Wertpapierfirma gemäß dieser
Richtlinie, unabhängig von der Zahl der Konten, der
Währung sowie dem Ort innerhalb der Gemeinschaft .

Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, daß Gelder,
die nicht auf die Währung eines Mitgliedstaats oder ECU
lauten , von der Deckung ausgeschlossen sind oder daß
für sie eine weniger umfangreiche Deckung gewährt wird .
Diese Möglichkeit gilt nicht für Instrumente .
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den zuständigen Behörden eine Fristverlängerung beantra­
gen . Diese Verlängerung darf drei Monate nicht über­
schreiten .

( 3 ) Wenn dem Anleger oder einer anderen Person, die
einen Anspruch auf eine Anlage hat oder daran beteiligt
ist , eine strafbare Handlung im Zusammenhang mit Geld­
wäsche im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 91/308/
EWG zur Last gelegt wird , können unbeschadet der Frist
nach Absatz 2 die Zahlungen aus dem Entschädigungssy­
stem ausgesetzt werden, bis ein Urteil ergangen ist .

der Gemeinschaft einem in ihrem Hoheitsgebiet bestehen­
den Anlegerentschädigungssystem anschließen .

( 2 ) Vorhandenen und potentiellen Anlegern von
Zweigstellen von Wertpapierfirmen mit Sitz außerhalb
der Gemeinschaft sind von der Wertpapierfirma alle
sachdienlichen Informationen über die ihre Anlagen
schützenden Entschädigungsvorkehrungen zur Verfügung
zu stellen .

( 3 ) Die in Absatz 2 bezeichneten Informationen müs­
sen in der oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats , in
dem die Zweigstelle ansässig ist , gemäß den innerstaatli­
chen Rechtsvorschriften zur Verfügung gestellt werden
und in klarer und verständlicher Form abgefaßt sein .Artikel 10

Artikel 12

Unbeschadet anderer Rechte aufgrund einzelstaatlicher
Rechtsvorschriften sind die Systeme, die Zahlungen zur
Entschädigung der Anleger leisten, berechtigt, beim Liqui­
dationsverfahren in Höhe der von ihnen geleisteten Zah­
lung in die Rechte dieser Anleger einzutreten .

Artikel 13

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der Anleger hin­
sichtlich seines Entschädigungsanspruchs gegenüber dem
Entschädigungssystem über einen Rechtsbehelf verfügt .

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Wertpa­
pierfirmen geeignete Maßnahmen treffen, um den vorhan­
denen oder potentiellen Anlegern die erforderlichen Infor­
mationen zur Verfügung zu stellen, damit sie das Anleger­
entschädigungssystem, dem die Wertpapierfirma und ihre
Zweigstellen in der Gemeinschaft angehören, bzw. die
gegebenenfalls gemäß Artikel 2 Absatz 1 zweiter Unterab­
satz oder Artikel 5 Absatz 3 getroffenen Alternativvor­
kehrungen ermitteln können . Die Anleger sind über die
Bestimmungen des Anlegerentschädigungssystems bzw.
der anzuwendenden Alternativvorkehrungen, insbeson­
dere über Höhe und Umfang der von dem Entschädi­
gungssystem gebotenen Deckung, sowie über die gegebe­
nenfalls von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2
Absatz 3 festgelegten Regeln zu unterrichten . Diese Infor­
mationen sind in leicht verständlicher Form zur Verfü­
gung zu stellen .

Ferner müssen Informationen über die Bedingungen der
Entschädigung und die zu deren Erhalt zu erfüllenden
Formalitäten auf einfache Anfrage erhältlich sein .

( 2 ) Die in Absatz 1 genannten Informationen sind in
der im innerstaatlichen Recht vorgeschriebenen Form in
der oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats zugänglich
zu machen, in dem die Zweigstelle ansässig ist .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten legen Regeln fest , die die Nut­
zung der in Absatz 1 genannten Angaben zu Werbezwek­
ken begrenzen, damit die Stabilität des Finanzsektors und
das Vertrauen der Anleger durch eine derartige Nutzung
nicht beeinträchtigt werden . Die Mitgliedstaaten können
diese Werbung insbesondere auf einen Hinweis auf das
System, dem die Wertpapierfirma angehört, beschrän­
ken .

Artikel 14

Bis zum 31 . Dezember 1999 legt die Kommission dem
Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über
die Anwendung dieser Richtlinie vor, dem sie gegebenen­
falls Vorschläge für deren Überprüfung beifügt .

Artikel 15

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie vor dem ...(*) nachzukommen. Sie setzen die Kom­
mission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterab­
satz 1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentli­
chung auf diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 11

( 1 ) Die Mitgliedstaaten überprüfen, ob die Zweigstel­
len von Wertpapierfirmen mit Sitz außerhalb der Gemein­
schaft über eine Deckung verfügen, die der in dieser
Richtlinie vorgesehenen Deckung gleichwertig ist . Grund­
sätzlich können die Mitgliedstaaten vorbehaltlich von
Artikel 5 der Richtlinie 93/22/EWG verlangen, daß sich
die Zweigstellen von Wertpapierfirmen mit Sitz außerhalb (*) 18 Monate nach dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens .
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Artikel 16 Artikel 18

Artikel 12 der Richtlinie 93/22/EWG wird mit Wirkung
von dem in Artikel 15 Absatz 1 genannten Zeitpunkt
aufgehoben .

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu . . .

Artikel 17
Im Namen des Rates

Der PräsidentDiese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Im Namen des
Europäischen Parlaments

Der Präsident

ANHANG I

LISTE DER NACH ARTIKEL 4 ABSATZ 2 AUSGESCHLOSSENEN ANLEGER

1 . Professionelle und institutionelle Anleger, insbesondere

— Wertpapierfirmen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Richtlinie 93/22/EWG,

— Kreditinstitute im Sinne des Artikels 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 77/780/EWG,

— Finanzinstitute im Sinne des Artikels 1 Absatz 6 der Richtlinie 89/646/EWG,

— Versicherungsunternehmen,

— Organismen für gemeinsame Anlagen,

— Pensions- und Altersversorgungsfonds .

Sonstige professionelle und institutionelle Anleger .

2 . Supranationale Organisationen sowie Regierungs- und Zentralverwaltungsbehörden .

3 . Gebietskörperschaften auf der Ebene der Provinzen und Regionen sowie lokale oder kommunale
Gebietskörperschaften .

4 . Verwaltungsratsmitglieder , Geschäftsleiter und persönlich haftende Gesellschafter der Wertpapierfirma ,
Inhaber von mindestens 5 % des Kapitals der Wertpapierfirma, Personen, die mit der gesetzlichen
Kontrolle der Rechnungslegungsunterlagen der Wertpapierfirma betraut sind, und Anleger mit einem
vergleichbaren Status in den anderen Unternehmen der gleichen Unternehmensgruppe .

5 . Enge Verwandte und Dritte , die für Rechnung der unter Nummer 4 genannten Anleger handeln .

6 . Andere Unternehmen der gleichen Unternehmensgruppe .

7 . Anleger , die gewisse Sachverhalte herbeigeführt oder genutzt haben, welche die Wertpapierfirma
betreffen und deren finanzielle Schwierigkeiten verursacht oder zur Verschlechterung von deren
finanzieller Lage beigetragen haben .

8 . Unternehmen, die aufgrund ihrer Größe die Kriterien für die Erstellung verkürzter Bilanzen gemäß
Artikel 11 der Vierten Richtlinie des Rates ( 78/660/EWG) vom 25 . Juli 1978 aufgrund von Artikel 54
Absatz 3 Buchstabe g ) des Vertrags über den Jahresabschluß von Gesellschaften bestimmter Rechtsfor­
men (') überschreiten.

(') ABl . Nr . L 222 vom 14 . 8 . 1978 , S. 11 . Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 94/8/EG (ABl . Nr. L 82 vom
25 . 3 . 1994 , S. 33 ).
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ANHANG II

LEITPRINZIPIEN

nach Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 5

Beantragt eine Zweigstelle zur Ergänzung der Deckung den Anschluß an ein Anlegerentschädigungssystem
des Aufnahmemitgliedstaats , so legt dieses System gemeinsam mit dem Anlegerentschädigungssystem des
Herkunftsmitgliedstaats geeignete Regeln und Verfahren für die Zahlung von Entschädigungen an die
Anleger dieser Zweigstelle fest . Sowohl für die Ausarbeitung dieser Verfahren als auch für die Festlegung der
Bedingungen für die Mitgliedschaft der Zweigstelle ( im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 ) gelten die
nachstehenden Prinzipien :

a ) Das System des Aufnahmemitgliedstaats hat weiterhin das uneingeschränkte Recht , den angeschlossenen
Wertpapierfirmen seine eigenen objektiven und allgemein geltenden Regeln aufzuerlegen; es darf die
Übermittlung aller einschlägigen Angaben fordern und hat das Recht, diese Angaben im Benehmen mit
den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats zu überprüfen .

b ) Das System des Aufnahmemitgliedstaats erfüllt die Forderungen auf Zahlung einer ergänzenden
Entschädigung, nachdem es von den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats über die
Feststellung bzw. Entscheidung im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 informiert wurde . Das System des
Aufnahmemitgliedstaats hat weiterhin das uneingeschränkte Recht, vor der Zahlung einer ergänzenden
Entschädigung gemäß seinen eigenen Regeln und Verfahren zu prüfen, ob der Anleger anspruchsberech­
tigt ist .

c ) Die Systeme des Herkunfts- und des Aufnahmemitgliedstaats arbeiten eng zusammen, um sicherzustellen,
daß die Anleger unverzüglich und ordnungsgemäß entschädigt werden . Sie treffen insbesondere Verein­
barungen darüber, wie etwaige Gegenforderungen, die nach den Vorschriften des einen oder des anderen
Systems Anlaß zu einer Aufrechnung geben können, sich auf die Entschädigung des Anlegers aus jedem
der beiden Systeme auswirken .

d ) Die Systeme der Aufnahmemitgliedstaaten sind berechtigt, Zweigstellen mit den Kosten der ergänzenden
Deckung in angemessener Weise zu belasten, wobei die vom System des Herkunftsmitgliedstaats
geleistete Deckung mitberücksichtigt wird . Zur Vereinfachung der Kostenberechnung kann das System
des Aufnahmemitgliedstaats davon ausgehen, daß seine Verbindlichkeiten unter allen Umständen auf den
Teil der Deckung begrenzt sind, der über die vom System des Herkunftsmitgliedstaats geleistete Deckung
hinausgeht, und zwar unabhängig davon, ob der Herkunftsmitgliedstaat tatsächlich eine Entschädigung
für im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats bestehende Forderungen von Anlegern zahlt oder
nicht .



Nr. C 320/18 pDE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 30 . 11 . 95

BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1 . Die Kommission hat dem Rat am 22 . Oktober 1993 den eingangs genannten Richtli­
nienvorschlag übermittelt , der sich auf Artikel 57 Absatz 2 EG-Vertrag stützt .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß und das Europäische Parlament haben ihre
Stellungnahmen am 26 . Januar 1994 bzw. am 19 . April 1994 abgegeben . Das Europäi­
sche Währungsinstitut hat seine Stellungnahme am 28 . Juli 1995 abgegeben .

Im Anschluß an diese Stellungnahmen hat die Kommission am 14 . Dezember 1994 einen
geänderten Vorschlag vorgelegt .

2 . Der Rat hat am 23 . Oktober 1995 seinen gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 189b
des Vertrags festgelegt .

II . ZIELSETZUNG

Ziel des Vorschlags ist es, den gemeinsamen Markt für Wertpapierdienstleistungen zu
ergänzen und sein ordnungsgemäßes Funktionieren sicherzustellen, und zwar dadurch daß

— den Anlegern eine gemeinschaftsweit geltende Mindestentschädigung zu zahlen ist, wenn
bei einer Wertpapierfirma der Leistungsausfall dadurch eintritt, daß sie den Anlegern
deren Gelder oder Wertpapiere nicht mehr zurückzugeben vermag, und

— eine notwendige Ergänzung des Systems der einzigen Zulassung in der Form eingeführt
wird, daß die Systeme zur Entschädigung der Anleger der Aufsicht des Herkunftslandes
unterstellt werden .

Mit diesem Vorschlag kommt die Kommission ihrer am 10 . Mai 1993 bei der Annahme der
Richtlinie 93/22/EWG über Wertpapierdienstleistungen eingegangenen Verpflichtung nach,
Vorschläge zur Harmonisierung der Anlegerentschädigungssysteme vorzulegen .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1 . Allgemeine Bemerkungen

In dem Bestreben, den logischen Zusammenhang zwischen dieser Richtlinie und anderen
Rechtsakten der Gemeinschaft im Bereich der Finanzdienstleistungen sicherzustellen, hat
sich der Rat den Ansatz zu eigen gemacht, den die Kommission in ihrem geänderten
Vorschlag gewählt hatte , nämlich eine Angleichung an die entsprechenden Bestimmun­
gen der Richtlinie 94/1 9/EG über Einlagensicherungssysteme .

Der gemeinsame Standpunkt übernimmt daher weitgehend den geänderten Vorschlag mit
einer Anzahl von Änderungen . Abgesehen von den rein technischen Änderungen an der
Formulierung, wird mit den Änderungen im wesentlichen bezweckt,
— eine möglichst vollständige Kohärenz mit der Richtlinie 94/ 1 9/EG sicherzustellen

bzw.

— die Transparenz des Textes zu verbessern und einige notwendige Klarstellungen
vorzunehmen.

2 . Einzelbemerkungen

a ) Um einen logischen Zusammenhang zu der Richtlinie 94/19/EG herzustellen , weicht
der gemeinsame Standpunkt vom geänderten Vorschlag der Kommission insofern ab,
als er

— vorsieht, daß die Mitgliedstaaten, die von der Ausnahmeregelung nach Artikel 2
Absatz 1 zweiter Unterabsatz Gebrauch machen, dies der Kommission mitteilen
müssen (Artikel 2 Absatz 1 dritter Unterabsatz );
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— die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 2 erster Unterabsatz erster Gedanken­
strich in bezug auf die Feststellung des Zahlungsausfalls an die entsprechende
Bestimmung der Richtlinie 94/1 9/EG angleicht;

— einen Übergangszeitraum einführt, dessen wesentliche Einzelheiten ( d . h . die
Beträge und die Dauer ) denjenigen entsprechen, die für die Einlagensicherungssy­
steme vorgesehen wurden (Artikel 4 Absatz 1 );

— vorsieht, daß bis zum 31 . Dezember 1999 weder die Höhe noch der Umfang der
von einer Zweigstelle im Aufnahmemitgliedstaat angebotenen Deckung die ent­
sprechenden Höchstwerte der von dem Entschädigungssystem dieses Mitglied­
staats angebotenen Deckung überschreiten darf. Diese Bestimmung ist , wie ihr
Pendant in der Richtlinie 94/1 9/EG, befristet und kann nur verlängert werden,
wenn die Kommission einen entsprechenden Vorschlag vorlegt (Artikel 7
Absatz 1 );

— die Bedingungen für die freiwillige Mitgliedschaft an die entsprechenden Bestim­
mungen der Richtlinie 94/1 9/EG angleicht (Artikel 7 Absatz 1 fünfter Unterab­
satz );

— vorsieht, daß die Mitgliedstaaten Gelder — nicht jedoch Instrumente —, die nicht
auf die Währung eines Mitgliedstaats oder ECU lauten, ausschließen können
(Artikel 8 Absatz 1 zweiter Unterabsatz );

— eine Fristverlängerung für die Begleichung der Forderungen durch das Entschädi­
gungssystem zuläßt (Artikel 9 Absatz 2 );

— die Aussetzung der Entschädigungszahlungen zuläßt, wenn dem Anleger eine
strafbare Handlung im Zusammenhang mit Geldwäsche zur Last gelegt wird
(Artikel 9 Absatz 3 );

— gewisse Beschränkungen für die Werbung mit den Entschädigungssystemen
vorsieht, um zu vermeiden, daß eine derartige Werbung — auch wenn es sich
nicht um unlautere Werbung handelt — die Stabilität des Finanzsektors gegebe­
nenfalls beeinträchtigt oder das Vertrauen der Anleger womöglich mindert
(Artikel 10 Absatz 3 );

— festlegt, daß der Anleger hinsichtlich seines Entschädigungsanspruchs gegenüber
dem Entschädigungssystem über einen Rechtsbehelf verfügt (Artikel 13 );

— den Zeitpunkt für die Vorlage des Berichts der Kommission über die Anwendung
der Richtlinie an den für die Vorlage des Berichts über die Anwendung der
Richtlinie 94/19/EG angleicht (Artikel 14 ). Mit diesem Vorziehen des Zeitpunkts
der Berichtsvorlage wird im wesentlichen dem Änderungsantrag Nr . 7 des
Parlaments entsprochen .

b ) Zur Verbesserung der Transparenz und zur präziseren Formulierung der Richtlinie
weicht der gemeinsame Standpunkt von dem geänderten Vorschlag insofern ab,
als er

— die Definition des Begriffs „Wertpapierfirma" ändert, den Begriff „ investissement
joint" durch „operation d'investissement jointe " ersetzt ( betrifft nicht die deut­
sche Fassung) und die Definition entsprechend anpaßt und zusätzlich die Defini­
tion des Begriffs „zuständige Behörden" aufnimmt (Artikel 1 ). Mit der weitge­
henden Übernahme des geänderten Vorschlags der Kommission zur Definition
der Begriffe „Wertpapierfirma " und „Zweigstelle " folgt der gemeinsame Stand­
punkt den Änderungsanträgen Nrn. 1 und 3 des Parlaments;

— klarstellt , daß die Freistellungsmöglichkeit nach Artikel 2 Absatz 1 nur in
Anspruch genommen werden kann, wenn für die Anleger ein Schutz und eine
Unterrichtung vorgesehen sind , die denen gleichwertig sind, die von einem
Anlegerentschädigungssystem geboten werden;

— den Wortlaut von Artikel 2 Absatz 2 zweiter Unterabsatz zweiter Gedankenstrich
des geänderten Vorschlags in bezug auf den Umfang der Deckung weitgehend
übernimmt und damit sinngemäß dem Änderungsantrag Nr . 5 des Parlaments
entspricht;
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— klarstellt, daß Wertpapiergeschäfte, die vor dem Ausschluß einer Wertpapierfirma
aus einem Entschädigungssystem getätigt wurden, sowohl im Fall der Pflichtmit­
gliedschaft (Artikel 5 Absatz 2 ) als auch bei freiwilliger Mitgliedschaft (Artikel 7
Absatz 2 ) von dem System gedeckt werden;

— vorsieht, daß die Entschädigungsvorkehrungen nach Artikel 5 Absatz 3 Merkmale
aufweisen müssen, die denen des amtlich anerkannten Systems des betreffenden
Mitgliedstaats gleichwertig sind;

— vorsieht, daß den nach Artikel 7 Absatz 2 zweiter Unterabsatz zu unterrichtenden
Anlegern auch der Zeitpunkt des Ausschlusses mitgeteilt werden muß;

— die Bestimmungen für die Berechnung der Frist für die Zahlung der Entschädi­
gung präzisiert und die Frist , die das Entschädigungssystem den Anlegern für die
Vorlage ihrer Anträge setzen darf, auf mindestens fünf Monate festsetzt (Artikel 9
Absätze 1 und 2 );

— vorsieht, daß die Unterrichtung der Anleger nach Artikel 10 auch einen Hinweis
auf die gegebenenfalls gemäß Artikel 2 Absatz 3 festgelegten Regeln enthalten
muß;

— den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie unter Verweis auf den Zeitpunkt
ihrer Veröffentlichung festlegt (Artikel 15 );

— die Nummern 1 und 2 des Anhangs I zusammenfaßt .

Der gemeinsame Standpunkt enthält ferner einige Änderungen an der Formulierung,
insbesondere in den Artikeln 2 , 6 und 12 .

c ) Durch die Übernahme des Wortlauts von Artikel 2 Absatz 1 erster Unterabsatz und
Artikel 5 Absatz 2 letzter Satz des geänderten Vorschlags der Kommission soll der
gemeinsame Standpunkt die Ziele abdecken, die das Parlament mit seinen Ände­
rungsanträgen Nrn. 4 und 6 verfolgt .

Der gemeinsame Standpunkt folgt dem Änderungsantrag 2 des Parlaments nicht, und
zwar aus denselben Gründen, aus denen bereits die Kommission diese Änderung
nicht in den geänderten Vorschlag übernommen hat.

d ) Die Präambel wurde entsprechend den vorstehenden Änderungen angepaßt .

IV. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Der Rat ist der Auffassung, daß die Änderungen gegenüber dem geänderten Kommissions­
vorschlag sämtlich im Einklang mit den Zielen der Richtlinie stehen . Er war bestrebt, den
logischen Zusammenhang mit anderen Rechtsakten der Gemeinschaft, insbesondere mit der
Richtlinie über die Einlagensicherungssysteme sicherzustellen und die Transparenz des
Textes unter Wahrung aller wesentlichen Grundsätze des Vorschlags zu verbessern .
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 27/95

vom Rat festgelegt am 7. November 1995

im Hinblick auf den Erlaß der Richtlinie 95/. . ./EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom . . . zur Änderung der Richtlinie 88/77/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Emission gasförmiger Schadstoffe und luftverunrei­

nigender Partikel aus Dieselmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen

( 95/C 320/03 )

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission ( J ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Es müssen Maßnahmen im Rahmen des Binnenmarktes
ergriffen werden .

Das erste Aktionsprogramm der Europäischen Gemein­
schaft für den Umweltschutz ( 4 ), das am 22 . November
1973 vom Rat verabschiedet wurde , enthält die Aufforde­
rung, den neuesten wissenschaftlichen Fortschritten bei
der Bekämpfung der Luftverschmutzung durch Abgase
aus Kraftfahrzeugen Rechnung zu tragen und die bereits
erlassenen Richtlinien in diesem Sinne anzupassen . Im
fünften Aktionsprogramm, dessen allgemeine Orientie­
rung vom Rat und den im Rat vereinigten Vertretern der
Mitgliedstaaten mit der Entschließung vom 1 . Februar
1993 ( 5 ) gebilligt wurde, sind weitere Anstrengungen im
Hinblick auf eine erhebliche Verringerung der derzeitigen
Schadstoffemissionsmengen von Kraftfahrzeugen vorgese­
hen .

Das Ziel der Verringerung der Schadstoffemissionen von
Kraftfahrzeugen sowie das einwandfreie Funktionieren
des Binnenmarktes für Fahrzeuge können nicht in ausrei­
chendem Maße von den einzelnen Mitgliedstaaten
erreicht werden, sondern lassen sich wirkungsvoller durch
die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­

ten über die Maßnahmen gegen die Verunreinigung der
Luft durch Kraftfahrzeuge erzielen .

Es wird allgemein eingeräumt, daß die Verkehrsentwick­
lung in der Gemeinschaft zu einer schwerwiegenden
Umweltbelastung geführt hat . Eine Reihe offizieller Pro­
gnosen über die Zunahme der Verkehrsdichte wird von
den tatsächlich ermittelten Zahlen noch übertroffen .
Daher müssen für alle Kraftfahrzeuge strenge Emissions­
normen festgelegt werden .

In der Richtlinie 88/77/EWG ( 6 ) sind die Emissionsgrenz­
werte für Kohlenmonoxid, unverbrannte Kohlenwasser­
stoffe und Stickoxide aus Dieselmotoren zum Antrieb von
Fahrzeugen auf der Grundlage eines für die europäische
Betriebsweise der betreffenden Fahrzeuge repräsentativen
Prüfverfahrens festgelegt worden . Die Richtlinie 91 /542/
EWG sieht zwei Stufen vor, wobei die erste Stufe ( 1992/
93 ) mit den Daten des Inkrafttretens der neuen europäi­
schen Emissionsnormen für Personenkraftwagen zusam­
menfällt . Die zweite Stufe ( 1995/96 ) umfaßt längerfristige
Leitlinien für die europäische Kraftfahrzeugindustrie , bei
denen auf der Grundlage der zu erwartenden Leistungen
der noch in Entwicklung befindlichen technischen Mög­
lichkeiten Grenzwerte festgelegt werden, der Industrie
jedoch eine Übergangszeit für die Verbesserung dieser
Technologien gewährt wird .

Nach Artikel 5 Absatz . 2 der Richtlinie 91 /542/EWG muß
die Kommission dem Rat vor Ende 1993 einen Fort­
schrittsbericht über die Verfügbarkeit von Techniken zur
Einschränkung luftverunreinigender Emissionen aus Die­
selmotoren, insbesondere Motoren mit 85 kW oder weni­
ger, vorlegen . Ferner sollte dieser Bericht auch statistische
Verfahren zur Überprüfung der Übereinstimmung der
Produktion enthalten . Die Kommission wurde aufgefor­
dert, auf der Grundlage dieses Berichts dem Rat gegebe­
nenfalls einen Vorschlag zur Heraufsetzung der Grenz­
werte für Partikelemissionen unterbreiten .

Sachverständigenkonsultationen haben ergeben, daß die
Einführung neuer Verfahren zur Überprüfung der Über­
einstimmung der Produktion möglich ist .

Der in der Richtlinie 91/542/EWG für die Stufe 2 festge­
legte sehr strenge Grenzwert für Partikelemissionen kann
mit der derzeit verfügbaren Technologie von den meisten

(>) ABl . Nr . C 389 vom 31 . 12 . 1994, S. 22 .
( 2 ) ABl . Nr . C 155 vom 21 . 6 . 1995 , S. 10 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 20. Sep­

tember 1995 ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ),
gemeinsamer Standpunkt des Rates vom . . . ( noch nicht im
Amtsblatt veröffentlicht ) und Beschluß des Europäischen Par­
laments vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ).

( 4 ) ABl . Nr . C 112 vom 20 . 12 . 1973 , S. 1 .
( 6 ) ABl . Nr . L 36 vom 9 . 2 . 1988 , S. 33 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 91/542/EWG (ABl . Nr. L 295
vom 25 . 10 . 1991 , S. 1 ).( s ) ABl . Nr . C 138 vom 17. 5 . 1993 , S. 1 .
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Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen ,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen .

kleinen Dieselmotoren mit 85 kW oder weniger bis zu
dem in der genannten Richtlinie festgesetzten Termin
nicht eingehalten werden . Dennoch können die Partikel­
emissionen ab dem 1 . Oktober 1995 für diese Motoren
erheblich herabgesetzt werden . Der für kleine Dieselmoto­
ren mit einem Hubraum pro Zylinder von weniger als
0,7 dm3 und einer Höchstleistungsdrehzahl von über
3 000 min-1 in der Richtlinie 91/542/EWG festgelegte
Grenzwert für Partikelemissionen sollte erst ab 1997
angewendet werden . Diese zusätzliche Frist wird es der
Industrie ermöglichen, die notwendigen Veränderungen
vorzunehmen, um den auf einen späteren Zeitpunkt ver­
schobenen Grenzwert einhalten zu können — Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1 Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .Anhang I der Richtlinie 88/77/EWG wird entsprechend
dem Anhang dieser Richtlinie geändert .

Artikel 2 Geschehen zu . . .

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie vor dem ...(*) nachzukommen. Sie setzen die Kom­
mission unverzüglich davon in Kenntnis .

Im Namen des Im Namen des Rates

Europäischen Parlaments Dgr Präsident
Der Präsident

(*) Der Termin richtet sich nach dem Zeitpunkt der Annahme
dieser Richtlinie .
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ANHANG

ÄNDERUNGEN DES ANHANGS I DER RICHTLINIE 88/77/EWG

1 . Abschnitt 6.2.1 : Der Wert „0,15 " in der letzten Zeile der Tabelle B ( 1 . 10 . 1995 ), letzte Spalte (Masse
der Partikel ( PT)g/kWh ) wird mit der Fußnote (**) versehen, deren Text am Seitenende wie folgt
lautet :

(**) Bis zum 30 . September 1997 beträgt der für Partikelemissionen von Motoren mit einem Hubraum
pro Zylinder von weniger als 0,7 dm3 und einer Höchstleistungsdrehzahl von über 3 000 min" 1
geltende Wert 0,25 g/kWh."

2 . Abschnitt 8 erhält folgende Fassung:

8 . UBEREINSTIMMUNG DER PRODUKTION

8 . 1 .

8.1.1 .

8.1.1.1 .

8.1.1.1.1 .

8.1.1.1.2 .

Die Maßnahmen zur Gewährleistung der Übereinstimmung der Produktion müssen gemäß
Artikel 10 der Richtlinie 70/156/EWG getroffen werden . Die Übereinstimmung der Produk­
tion wird anhand der Daten überprüft, die in dem Typengenehmigungsbogen in Anhang VIII
dieser Richtlinie aufgeführt sind .

Sind die zuständigen Behörden mit dem Prüfverfahren des Herstellers nicht einverstanden, so
gelten die Nummern 2.4.2 und 2.4.3 des Anhangs X der Richtlinie 70/156/EWG.

Sind Schadstoffmessungen an einem Motortyp durchzuführen, dessen Typengenehmigung
eine oder mehrere Erweiterungen erfahren hat , so werden die Prüfungen an dem (den )
Motor(en ) durchgeführt, der ( die ) in den Beschreibungsunterlagen der betreffenden Erweite­
rung beschrieben ist ( sind ).

Übereinstimmung des Motors bei der Schadstoffemissionsprüfung
Der Hersteller darf an den von der Behörde ausgewählten Motoren keinerlei Regulierung
vornehmen .

Drei Motoren werden als Stichproben aus der Serie entnommen und der Prüfung gemäß
Nummer 6.2 unterzogen . Die Grenzwerte sind in Nummer 6.2.1 dieses Anhangs aufge­
führt (*).

,(*) Bis zum 30 . September 1998 beträgt der für Partikelemissionen von Motoren mit einem
Hubraum pro Zylinder von weniger als 0,7 dm3 und einer Höchstleistungsdrehzahl von
über 3 000 min" 1 geltende Wert 0,25 g/kWh.'

Ist die zuständige Behörde mit der vom Hersteller angegebenen Standardabweichung der
Produktion gemäß Anhang X der Richtlinie 70/156/EWG für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr­
zeuganhänger einverstanden, so werden die Prüfungen entsprechend der Anlage 1 des
vorliegenden Anhangs durchgeführt .
Ist die zuständige Behörde mit der vom Hersteller angegebenen Standardabweichung der
Produktion gemäß Anhang X der Richtlinie 70/156/EWG für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr­
zeuganhänger nicht einverstanden, so werden die Prüfungen entsprechend der Anlage 2 des
vorliegenden Anhangs durchgeführt .
Auf Antrag des Herstellers können die Prüfungen entsprechend der Anlage 3 dieses Anhangs
durchgeführt werden .

Die Serienproduktion gilt auf der Grundlage einer Stichprobenprüfung der Motoren als
vorschriftsmäßig bzw. nicht vorschriftsmäßig, wenn nach den Prüfkriterien der entsprechen­
den Anlage eine positive Entscheidung für alle Schadstoffe bzw. eine negative Entscheidung in
bezug auf einen Schadstoff gefällt wurde .
Wurde eine positive Entscheidung in bezug auf einen Schadstoff getroffen, so wird diese nicht
durch zusätzliche Prüfungen beeinflußt , die zu einer Entscheidung in bezug auf die übrigen
Schadstoffe führen sollen .

Wird keine positive Entscheidung in bezug auf sämtliche Schadstoffe und keine negative
Entscheidung in bezug auf einen Schadstoff erreicht, so ist die Prüfung an einem anderen
Motor durchzuführen ( siehe Abbildung 1.7).

Der Hersteller kann die Prüfung jederzeit unterbrechen, wenn keine Entscheidung erzielt
wurde : in diesem Fall wird eine negative Entscheidung in das Protokoll aufgenommen .

8.1.1.1.3 .
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Abbildung 1.7
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8.1.1.2 . Die Prüfungen werden an neu gefertigten Motoren durchgeführt .

8.1.1.2.1 . Auf Antrag des Herstellers können die Prüfungen jedoch an Motoren durchgeführt werden,
die während höchstens 100 Stunden eingefahren wurden.
In diesem Fall wird das Einfahrverfahren vom Hersteller durchgeführt; dieser muß sich
verpflichten, an diesen Motoren keine Regulierung vorzunehmen .

8.1.1.2.2 . Beantragt der Hersteller ein Einfahrverfahren (x Stunden mit x ^ 100 ), so kann sich dieses
auf folgende Motoren erstrecken:
— auf alle zu prüfenden Motoren

oder

— auf den ersten zu prüfenden Motor, wobei auf diesen Motor der wie folgt bestimmte
Evolutionskoeffizient angewandt wird :
— Die Schadstoffemissionen werden am ersten geprüften Motor bei null und bei

,x ' Stunden gemessen.
— Der Evolutionskoeffizient der Emissionen zwischen null und ,x ' Stunden wird für

jeden Schadstoff wie folgt berechnet :
Emissionen ,x ' Stunden
Emissionen null Stunden

Er kann kleiner als 1 sein .

— Die übrigen Motoren werden nicht eingefahren; auf ihre Emissionswerte bei null
Stunden wird jedoch der Evolutionskoeffizient angewendet .

In diesem Fall werden folgende Werte zugrunde gelegt :
— die Werte bei ,x' Stunden für den ersten Motor,
— die Werte bei null Stunden, multipliziert mit dem Evolutionskoeffizienten, für die

folgenden Motoren.

8.1.1.2.3 . Bei all diesen Prüfungen ist handelsüblicher Kraftstoff zulässig . Auf Antrag des Herstellers
können jedoch die im Anhang IV beschriebenen Bezugskraftstoffe verwendet werden."

3 . Folgende Anlagen werden hinzugefügt :

„Anlage 1

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben, mit dem die Übereinstimmung der Produktion hinsicht­
lich der Schadstoffemissionen überprüft wird, wenn die vom Hersteller angegebene Standardabwei­
chung der Produktion zufriedenstellend ausfällt .

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen ; das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 30% fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht , 0,90 beträgt (Hersteller­
risiko = 10% ), hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 65 % fehlerhaftes Los angenommen
wird, bei 0,10 (Verbraucherrisiko = 10% ).

3 . Für alle in Anhang I Abschnitt 6.2.1 aufgeführten Schadstoffe gilt folgendes Verfahren ( siehe
Abbildung 1.7 ).

Definitionen :

L = natürlicher Logarithmus des Schadstoff-Grenzwertes ,
Xi = natürlicher Logarithmus der Messung am i . Motor der Stichprobe,
s = geschätzte Standardabweichung der Produktion ( unter Verwendung des natürlichen Loga­

rithmus der Meßwerte ),

n = Stichprobengröße .

4 . Der statistische Wert der Stichprobe ist zu ermitteln, indem die Summe der Standardabweichungen
vom Grenzwert nach folgender Formel berechnet wird:

5 . — Liegt der statistische Prüfwert über dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine
positive Entscheidung ( siehe Tabelle 1.1.5 ), so erhält der Schadstoff eine positive Entscheidung.

— Liegt der statistische Prüfwert unter dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine
negative Entscheidung ( siehe Tabelle 1.1.5 ), so erhält der Schadstoff eine negative Entscheidung.

— Andernfalls wird ein weiterer Motor gemäß Anhang I Nummer 8.1.1.1 geprüft, und das
Berechnungsverfahren wird auf die um eine Einheit erweiterte Stichprobe angewendet .
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Tabelle LI . 5.

Mindeststichprobengröße: 3

Kumulierte Anzahl
der geprüften Motoren

Stichprobengröße
n

Grenzwert für
positive Entscheidung

An

Grenzwert für
negative Entscheidung

B„

3 3,327 - 4,724

4 3,261 - 4,790

5 3,195 - 4,856

6 3,129 - 4,922

7 3,063 - 4,988

8 2,997 - 5,054

9 2,931 - 5,120

10 2,865 - 5,185

11 2,799 - 5,251

12 2,733 - 5,317

13 2,667 - 5,383

14 2,601 - 5,449

15 2,535 - 5,515

16 2,469 - 5,581

17 2,403 - 5,647

18 2,337 - 5,713

19 2,271 - 5,779

20 2,205 - 5,845

21 2,139 - 5,911

22 2,073 - 5,977

23 2,007 - 6,043

24 1,941 - 6,109

25 1,875 - 6,175

26 1,809 - 6,241

27 1,743 - 6,307

28 1,677 - 6,373

29 1,611 - 6,439

30 1,545 - 6,505

31 1,479 - 6,571

32 - 2,112 - 2,112
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Anlage 2

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben, mit dem die Übereinstimmung der Produktion bei der
Prüfung vom Typ I überprüft wird, wenn die vom Hersteller angegebene Standardabweichung
unzureichend ist oder keine Angabe vorliegt .

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen . Das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 30 % fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht, 0,90 beträgt (Hersteller­
risiko = 10% ). Hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 65% fehlerhaftes Los angenom­
men wird, bei 0,10 (Verbraucherrisiko = 10% ).

3 . Die Messungen der in Anhang I Nummer 6.2.1 aufgeführten Schadstoffe gelten als logarithmisch
normal verteilt und sollten zunächst unter Zugrundelegung ihrer natürlichen Logarithmen transfor­
miert werden; m0 sei die minimale und m die maximale Stichprobengröße (m0 = 3 und m = 32 ); n sei
die Stichprobengröße .

4 . Wenn der natürliche Logarithmus der Messungen an der Serie xl5 x2 , . . ., x , und L der natürliche
Logarithmus des Schadstoff-Grenzwertes ist, dann gilt :

dj = Xj - L

n

5 . Tabelle 1.2.5 enthält die Grenzwerte für eine positive (An ) und negative (Bn ) Entscheidung bei der
jeweiligen Stichprobengröße . Der statistische Prüfwert ist der Quotient von Hn/Vn, anhand dessen die
positive oder negative Entscheidung über die Serie nach folgender Regel getroffen wird :
Wenn m0 < n < m:
— positive Entscheidung, wenn dn/Vn ^ An,
— negative Entscheidung, wenn 3n/Vn £ Bn,
— eine weitere Messung durchführen, wenn An < 3n/Vn < Bn .

6 . Anmerkungen
Die folgenden rekursiven Formeln dienen zur Berechnung der aufeinanderfolgenden statistischen
Prüfwerte :

(n = 2, 3 , . . .; dn = dl ; Vt = O )

Tabelle 1.2.5.

Mindeststichprobengröße : 3

Kumulierte Anzahl
der geprüften Motoren

( Stichprobengröße )
n

Grenzwert für
positive Entscheidung

A„

Grenzwert für
negative Entscheidung

Bn

3 - 0,80381 16,64743

4 - 0,76339 7,68627

5 - 0,72982 4,67136

6 - 0,69962 3,25573

7 - 0,67129 2,45431

8 - 0,64406 1,94369

9 - 0,61750 1,59105

10 - 0,59135 1,33295
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Kumulierte Anzahl
der geprüften Motoren

( Stichprobengröße )
n

Grenzwert für
positive Entscheidung

A„

Grenzwert für
negative Entscheidung

Bn

11 - 0,56542 1,13566

12 - 0,53960 0,97970

13 - 0,51379 0,85307

14 - 0,48791 0,74801

15 - 0,46191 0,65928

16 - 0,43573 0,58321

17 - 0,40933 0,51718

18 - 0,38266 0,45922

19 - 0,35570 0,40788

20 - 0,32840 0,36203

21 - 0,30072 0,32078

22 - 0,27263 0,28343

23 - 0,24410 0,24943

24 - 0,21509 0,21831

25 - 0,18557 0,18970

26 - 0,15550 0,16328

27 - 0,12483 0,13880

28 - 0,09354 0,11603

29 - 0,06159 0,09480

30 - 0,02892 0,07493

31 - 0,00449 0,05629

32 - 0,03876 0,03879

Anlage 3

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben, mit dem auf Antrag des Herstellers die Übereinstimmung
der Produktion hinsichtlich der Schadstoffemissionen überprüft wird .

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen. Das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 30% fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht, 0,90 beträgt (Hersteller­
risiko = 10% ). Hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 65% fehlerhaftes Los angenom­
men wird , bei 0,10 (Verbraucherrisiko = 10% ).

3 . Für alle in Anhang I Nummer 6.2.1 aufgeführten Schadstoffe gilt folgendes Verfahren ( siehe
Abbildung 1.7 ).
Definitionen :

L = Grenzwert für den Schadstoff,
Xj = Meßwert für den i . Motor der Stichprobe,
n = Stichprobengröße .

4 . Der statistische Prüfwert der Stichprobe ist zu ermitteln, indem die Summe der nicht vorschriftsmä­
ßigen Motoren ermittelt wird, d . h .: X; > L.
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5 . — Liegt der statistische Prüfwert unter dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine
positive Entscheidung ( siehe Tabelle 1.3.5 ), so erhält der Schadstoff eine positive Entscheidung.

— Liegt der statistische Prüfwert über dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine
negative Entscheidung (siehe Tabelle 1.3.5 ), so erhält der Schadstoff eine negative Entscheidung.

— Andernfalls wird ein weiterer Motor gemäß Anhang I Nummer 8.1.1.1 geprüft, und das
Berechnungsverfahren wird auf die um eine Einheit erweiterte Stichprobe angewendet .

Die Grenzwerte für positive und negative Entscheidungen der Tabelle 1.3.5 werden anhand der
Internationalen Norm ISO 8422:1991 berechnet .

Tabelle 1.3.5 .

Mindeststichprobengröße: 3

Kumulierte Anzahl
der geprüften Motoren

( Stichprobengröße )
n

Grenzwert für
positive Entscheidung

Grenzwert für
negative Entscheidung

3 — 3

4 0 4

5 0 4

6 1 5

7 1 5

8 2 6

9 2 6

10 3 7

11 3 7

12 4 8

13 4 8

14 5 9

15 5 9

16 6 10

17 6 10

18 7 11

19 8 9 "
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1 . Die Kommission hat am 19 Dezember 1994 einen auf Artikel 100a des EG-Vertrags
gestützten Vorschlag zur Änderung der Richtlinie 88/77/EWG zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Emission gasförmi­
ger Schadstoffe und luftverunreinigender Partikel aus Dieselmotoren zum Antrieb von
Fahrzeugen vorgelegt .

2 . Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme am 20. September 1995 abgegeben
und drei Änderungen zum Kommissionsvorschlag unterbreitet . Im Lichte dieser Stellung­
nahme hat die Kommission am 5 . Oktober 1995 einen geänderten Vorschlag vorgelegt,
in den die Änderungen des Parlaments übernommen wurden .

3 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat am 27. April 1995 Stellung genommen.

4 . Der Rat hat am 7. November 1995 gemäß Artikel 189b des Vertrags einen gemeinsa­
men Standpunkt zu dem Vorschlag der Kommission festgelegt .

II . ZIEL

5 . Mit dem Vorschlag soll zum einen bei kleinen Dieselmotoren für Nutzfahrzeuge eine
Ausnahmeregelung in bezug auf den gemäß der Richtlinie 91 /542/EWG ab 1 . Oktober
1995 geltenden Grenzwert vorgesehen werden und zum anderen ein neues statistisches
Verfahren zur Überprüfung der Übereinstimmung der Produktion eingeführt werden .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

6 . Der Rat hat den Vorschlag der Kommission im wesentlichen in dreierlei Hinsicht
geändert :
Zunächst hat der Rat in bezug auf die Grenzwerte einen Standpunkt eingenommen, bei
dem die Kernpunkte des ursprünglichen Kommissionsvorschlags und die Stellungnahme
des Parlaments kombiniert werden; so hat der Rat folgendes übernommen:
— den Übergangswert von 0,25 g/kWh, wie ursprünglich von der Kommission vorge­

schlagen;
— die Verkürzung des Zeitraums für die Ausnahmeregelung um zwei Jahre, wie vom

Parlament gewünscht.
Der Rat war nämlich der Auffassung, daß Fahrzeuge mit kleinem Motor den in der
Richtlinie 91 /542/EWG vorgesehenen Grenzwert von 0,15 g/kWh zwar zur Zeit nicht
einhalten können, die derzeitige Technologie es jedoch zuläßt, daß ein strengerer
Grenzwert als der bis zum 30 . September 1995 geltende Wert ( 0,61 g/kWh für neue
Motortypen im Sinne des Richtlinienvorschlags ) eingehalten werden kann, und er hielt
es im Hinblick auf die Verbesserung der Umwelt für wichtig, dem Vorschlag der
Kommission, einen Wert von 0,25 g/kWh einzuführen, zu folgen .
Um ein Zeichen für die Industrie zu setzen, hat sich der Rat allerdings dem Parlament
angeschlossen, indem er die Gültigkeitsdauer für die Ausnahmeregelung um zwei Jahre
verkürzt hat . Folglich müssen neue Motortypen den Grenzwert von 0,15 g/kWh gemäß
der Richtlinie 91/542/EWG vom 1 . Oktober 1997 an einhalten .

Aus Gründen der Einheitlichkeit und der Gliederung des Rechtsakts hat der Rat die von
der Kommission unter Nummer 2 des Anhangs vorgeschlagene Bestimmung dem
Abschnitt 8.1.1.1.1 als Fußnote zugeordnet (Abschnitt 8.3.1.1 ist nicht mehr in dem die
Übereinstimmung der Produktion betreffenden Abschnitt 8 enthalten ).
Zweitens hat der Rat als Folge der vorgenannten Regelung die Bestimmungen über
steuerliche Anreize ( 9 . und 10 . Erwägungsgrund sowie Artikel 2 ) gestrichen, da diese
wegen der Kürze des Zeitraums, in dem sie anwendbar wären, praktisch ohne Wirkung
blieben.

Drittens hat der Rat in den Tabellen für die Überprüfung der Übereinstimmung der
Produktion Berichtigungen vorgenommen (Anhang I Anlage 1 Tabelle 1.1.5 und
Anlage 2 Tabelle 1.2.5 ).
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